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J. BILDUNGSPOLITIK 

Demokratie beginnt 
in der Schule. 

FUr die F.D.P. ist Bildungspolitik Kernstück ihrer 
Gesellschaftspolit ik. Bi ldung ist Burgerrecht und 
Aufstiegschance zugleich. Si e kann dies jedoch nur 
sein, wenn sie sich nicht an kurzfristigen Bedarfs­
erwägungen orientiert, sondern die Entfaltung des 
mUndigen Menschen mi t seinen persönlichen An lagen 
zum Zie I hat. Das gesamte Bi Idungswesen ist in 
einem Zusammenhang zu sehen, in dem Abschluß­
qualifikationen aller Stufen ohne den Zwang einer 
starren Re ihenfo Ige erwarben we rden können. 

1. SCHULISCHE BILDUNG 

Offene Schule 

Die integrierte Gesamtschule in der Form der 
offenen Schule ist der Regelschu ltyp, den die 
F.D.P . anstrebt . 
In diesen offenen Schulen muß gelten, was die 
Hessische Verfossung in Artikel 56 als Grundsatz 
für jeden Unterricht forder t: Duldsamkeit. 
Gegen die ideologisierende Diskussion der Rahmen­
richtlinien von rechts und links hat sich die 
hessische F.D.P. als Regulativ bereits bewöhrt. Nun 
gilt es, das Vertrauens limo in den Schulen we i ter 
zu verbessern . 

Schulversuche 


Die F.D.P. setzt sich dafUr ein, daß die Voraus ­

setzungen personeller und sachlicher Ar t ge­

scr.affen werden, um Schulversuche praktizieren zu 

können. 

Eingeleitete Versuche sollen konsolidiert und mit 

Vernunft so we itergefuhrt werden, daß Schu lern 

kein Nachtei I entstehen kann. 


5 



Rahmenri chI linien 

Die F.D .P . fordert die Weiterentwick lung der 
Rahmenrichtli nie n-En twurfe. Sie mUssen vo n p lura­
listisch zusammengesetzten Komm issionen erarbe itel 
werde n, dadurch darf jedoch eine eindeutige De­
fin ition der Lernziele nicht verh indert werden. 

Sachverstöndigenausschusse müssen die Erprobungs­

ergebn i sse auswerten. 

Die Mitgl ieder di eser Ausschüsse dUrfen ni cht mit 

den Verfassern ide nt isch se in. 

Die Grenzen der Lernföhigkeit der SchUler sind 

zu beachten. 

Die pödagogische Freiheit des Lehrers innerhalb 

des gegebenen Rahmens ist zu wahren, Lehrer­

bildung und Lehrerfortbildung sind zu inte nsivieren. 


Die F.D . P. fordert Lehrer, Schüler und Eltern auf, 
d ie ni c hI um stri ttene n Ra hmenri cht lin ien für d ie 
Sekun darstufe I und Pri marstufe und die Rahmenricht­
lin ien für Deutsch und G ese llschaftslehre in der 
2. Fassung zu erproben . 

Mitbesti mmung und Mitwirkung im Schulwesen 

Die Entwick lung zur "O ffenen Schu le" so 11 geFördert 
werde n durch Verbesserung de r Bete i ligungsrechte von 
Lehrern, Eltern und Schü lern . Der Ausbau der 
Sch ülermitbe stimmung so ll ihre Beföhigung zur Te; 1­
habe an der demokratischen Mitgesto ilU ng der Ge­
se ll schaft schaffen. Der Ausbou der Schülermitbe­
stimmung ist daher vorrangig. 
Beste lIung der kol leg ialen Schul leitung und Schul­
leiter auf Zeit unter Wahrung der Betei ligungsrechte 
ist anzustreben. Analog zur Broschüre "Welche 
Re chte hoben Eltern " ist für d ie Schuler ein Hand­
buch herouszugebe n , in dem ihre Rechte erläuternd 
dargeste I I, sind und über die Bestimmungen des 
Bundesausbifdungsförderungsgesetzes ( BAFöG ) in­
formiert wird. 
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Lernmi tte Ifreihei t 

Die gesetzliche Lernmi t te lfreiheit ist unzulängl ich 
geblieben und wird von vie len Betroffenen als 
Force empfunden. Die Ursachen liegen auf der 
Hand: 

- das Ausleihsystem ist padogogisch uberholt, un­
sozial und hyg ienisch fragwurdig 

- die Geldmitte l sind unzureich~nd 

- die zentralistische Ve rwa ltung und Verrechnung 
uber die Kultusburokratie ist zu umständlich und 
zu teuer 

- das jetzige Verfahren fUhrt dazu, daß vera ltete 
Lehrbucher wegen ihrer äußerl ichen Brauchbarkeit 
unverhältnismäßig lange benutzt werden müssen. 

Wir fordern Abhi Ife durch 

- schr ittweise Ablösung des Ausleihsys tems durch 
Übereignung notwendiger BUcher und Ersetzung 
anderer Bu cher durch Lern- . und Arbeitsmaterialien 

- verstärkte finanzie lIe Aufwendu ngen, begi nnend 
mi t Schulbu chern fUr Kernfächer, insbesondere an 
den Be rufsschu len, 

mehr Transparenz be i der Aufnahme in einen 
o ffi zie llen Katalog empfohlener und z uge lassene r 
Lernmittel. 

Schu le rbe förderung 

Vereinfachte Kostenregelung wird fU r die Schuler­
beförderung gefordert, die gesetzlich ab 1975 nicht 
me hr auf Grund-, Haupt- und Sonderschüler be­
schränkt ble ibt : 

Die Aufwendunge n de r Schul träger so ll en nicht mehr 
dur ch Abrechnung Uber jede einzelne Schülerfahrt, 
sondern vi e lme hr pa uscha l durch weiter verstörkte 
Schullasten-Au sgleichsza hlungen vom Land an die 
Schul träger abgegolten werde n. 
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Bessere Schulen, 
besse re Chancen. 

Vortei le - Die Schultröger kalkulieren sparsam 
und werden dabe i parlamentarisch 
kontra II iert. 

- FUr entgangene Einnahmen durch ver­
bi ll igte Schu lerfahrkarten öffentlicher 
Nahverkehrsbetriebe erholten auch die 
Stödte auf diese Weise einen Ausgleich . 

Vorschu I ische Erziehung 


Früh einsetzende planvo lle BildungsbemUhungen 

können die individuellen Grundlagen für einen 

Bi ldungsweg verbessern, die Schulföhigkeit fördern, 

Bil dungsbarrieren abbauen un d sozi ales Ve rhalten 

fördern . 


Sie diene n auch der kompensatorischen Erziehung. 

Durch e in Kindergartengesetz und durch regionale 

Ki ndergartenen twicklungspläne ist si cherzuste lien, 

da ß bis 1976/1977 der Bedarf an Kindergarten­

p lötze n fUr Dre i- bis FUnfjährige mindestens bis zu 

90 % gedeckt ist. 


FUr diese inhalt li che Aufgabe der vorschu lischen Er­

ziehung sind Curricula zu en twickeln und ihre Über­

nahme in d ie Kindergärten zu gewährleiste n. 

Die Be mü hunge n der Vo lkshochschulen um die externe 

Ausbi Idung der Erzieher und die Erweiter ung der 

Ausbi Idungsplätze an den Fa chhochschulen um mehr 

und geeignetes Kindergartenpersonal sind zu ver­

stärke n . 


Pri marstu fe 


Eine f lexible Eingangsstufe soll den Übergang von 

der Vorschu le zur Schu le er leichtern. Für den Zeit ­

punkt des Eintri tts in die Schule so ll der individuelle 

Entwickl ungss tand des Kindes maßgebend sein . 


Ziel ist , durch e ine Änderung des Schu lpfli chtge­

setzes im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten de n 

Besuch de r Eingangsstufe z ur Rege I zu machen. 
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Die Dauer der Grundschulzeit soll noch Abschluß 
der zweijöhrigen Eingangsstufe drei Jahre betrogen. 
Die Schu ler- Lehrer-Re lotion muß mi ndestens den 
Empfeh lungen des Bi Idungsgesamtp Iones entsprechen 
( 1975 = 30 : 1, 1980 = 22 : 1 ) . 

Ein Grundschulcurriculum ist erforderlich. Die Aus­
bildung von Grundschu I lehre rn muß Vorrang ge­
nießen. Dos Grundlehramt eines Grundschu I lehrers 
muß den Grundlehrämtern fUr die Ubrigen Schulstufen 
gle ichwertig se in. 

Sekundarstufe I 

Ziel ist die solide und planmößige Weiterentwicklung 
der Gesamtschulen. Die bestehenden Gesamtschulen 
bedUrfen einer Phase der Konso lidierung. 

Verbesserung der Bi Idungschancen fUr Kinder aus 
bisher benachte iI igten Schichten ( kompensatorische 
Erziehung) verbunden mit Förderung a I I e r 
Begabungseinrichtungen si nd als zentra le gese 11­
schaftspolitische Aufgaben der Gesamtschulen anzu­
sehen. 

Konstante Lemgruppen mUssen im Hinblick auf die 
soziale Integration und im Hinblick auf das Be­
dUrfnis nach persönliche r Bindung in der Gesamt­
schule erhalten bleiben. Differenzierung nach 
Le i stungskursen und Wah I von Interessenbere ichen 
bleiben unberuhrt. 

Der Absch luß der Mittelstufe e rfolgt in der Regel im 
16. Lebens ja hr. Er bescheinigt die im Pflicht- und 
Schwerpunktbereich erbrachten Leistungen noch Sach­
gebiet und Leistungsniveau sowie die Beteiligung on 
Interessenkursen und even tuell erworbene berufs­
orientierende Qual ifikatione n. Im Sekundarbereich ! 
erfo Igt keine berufliche Festlegungi es wird vie 1­
mehr e ine geeignete orbereitung auf den Sekundar­
bereich 11 erreicht. 
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In den Klassen 8 und 9 sind berufsorientierende und 
berufsvorbere i tende Inhal te stärker aufzunehmen. 
Ein Berufswohlunterricht ist einzufuhren, da eine 
freie Berufswah I materie 11 nur gesichert ist, wenn 
im Rahmen eines kontinuierli chen und institutiona­
lisierten Lernprozesses diejenigen Kenntnisse ver­
mittelt werden, die den einzelne n befähigen 
_ die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen 

und Entwicklungsmöglichkeiten der Berufe zu er­
kennen, 

_ die Ei nzelberufe in die Gesamthei t der möglichen 
Berufe einzuordnen, 

_ 	die eigenen Föhigkeiten und Neigungen gege n die 
Anforderungen e ines Berufes bzw . Be rufsfeldes ab­

zuwägen. 

Zur Entwick lung eines Curr icu lum "Berufswahlunter­
richt" ist die Errich tung eines Arbeitskreises zu 
fordern, dem Wissenschaftler, Berufsberoter und 
Le hrer angehören. 

In reg ionalen Mode IIversuchen sollen die Curri culum­
elemente sowie Kooperationsformen zwischen Schule 
und Berufsberatung erprobt werden, da die Zusammen­
arbeit nur in einer curricular wie funk tional inte­
grierten Form effektiv realisiert werden kann. 

Im Ra hmen der Berufsberaterausbi Idung muß ei n 

spezie ller Ausbildungsgang mit dem Ziel eines Be­

ratungs lehrers geschaffen werden. Im Ausbi Idungs­

plan dieser Beratungslehrer ist der berufskundlichen 

Methodik und der pädagogische n Psycho logie ein 

zentraler Platz einzuräumen . 


Bei Schu lneubaute n sollen Beratungszentren eingeplant 
werden, die mit den modernsten audio - visuellen und 
te chnische n Ein richtungen der Informationsve rmitt lung 
a usgestattet sind. Mit der Einrichtung so lcher Be ­
ra tungszentren muß die organi satorische Trennu ng von 
Berufsberatung und Lehrste llenvermi ttl ung einhergehen, 
denn nur wenn an die Stelle des Vermitteins von 
Arbeitsplätzen ech te Beratung t ritt, kan n den Rat­
suchenden zu einer autonomen Entscheidung verho Ifen 

werden. 
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Die 	F.D.P. strebt die Einführung des 10 . Schul ·­
johres fUr olle Schuler on, au ch als Berufsgrund­
bildungsjahr • Es sind Lehr erkstCltten und uberbe ­
triebl iche AusbildungsstCltten zu schaffen und auszu­
bauen. 

Sekundarstufe Ir 

Versuche mit dem Ziel einer mög lichst engen Ko­
operation der al lgemeinbildenden mit der beruflichen 
Schu le sind verstärkt fortzusetzen und auszuwerten 
im Hinblick auf eine Konzeption der zukunftigen 
Gestal tung der Sekundarstufe 11. Das Angebot an 
Fachoberschu len ( mit fachgebundener Hochschu Ire i fe 
noch dem 12. Schu ljahr ) ist zu erhöhen . Eine 
Konzeption für ein Abitur noch 12 Schuljahren ist 
zu entwickeln. Der Kanon de r Fächer in der 
Sekundarstufe II is t um berufspraktische und berufs­
kundliche Fächer zu ergänzen, so daß neben die 
Abschlüsse mit neusprach li chem, altsprachlichem, 
naturwissenschaftlichem, musischem, mathematischem, 
kaufmännischem Schwerpunkt auch gewerbliche 
Schwerpunkte der verschiedenen Art treten . Auch in 
der Sekundarstufe 11 des allgeme inbi lelenden Schu 1­
wesens sind, wie der Bi Idungsp Ion es vorsieht, Mög­
lichkeiten der fachgebundenen Hochschulreife vor­
zusehen. Auf Bundeseinheitli chkei t ist zu achten. 

Vor 	der generellen EinflJ hrung der Vereinbarung der 
Kul tu sministerkonferenz ( KMK ) fUr die gymnasiale 
Oberstufe in nerhalb der Sekundarstufe 11 in ganz 
He ssen sind fo lgende Voraussetzungen zu erfüllen : 

1. 	 Die organisatorischen Probleme der Kursangebote, 
der Kurswahl des Stundenp lans, die Probleme der 
Raum- und Sachausstattung und die Probleme der 
Versorgung mit Lehrern müssen gelöst sein. 

2. 	 Die Lerninha lte sind un ter Einbeziehung berufs ­
o rientierter Angebote inne rhalb der allgemein ­
bildenden Fächer und unter Ausweitung um die 
in der KMK- Vereinbarung genannten neuen 
Fächer in Rahmenrichtlinien für die Sekundar­
stufe I1 zu formu I ieren . 
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3. 	 Die innere Organisation der Sekundarstufe II 
muß neben der posi tiven Erfahrung der Wohl 
des Themas und des Lehrers durch den Schuler 
au ch die Herstellung eines sozialen Klimas in 
konstante n Lerngruppen ermögli chen. 

Berufli che Bi Idung. Berufliche Bildung 

Die F .D.P. hölt on der beruflichen Ausbildung im 
duolen System fest un d wi II sie verbessere n : 

- Die Kasten fUr die Berufsausbi Idung in Betrieben 
sind aIs Landesmittel n oder überbetrieblichen Fonds 
zu bezuschussen. Fachl iche und pödagogische 
Qual ifikation der Ausbi Ider ist dabe i vorauszusetzen. 

- Dos gep lante Berufsgru ndbi Idungsj ohr ist im Rahmen 
des 10. Schuljahres Schritt fü r Schritt einzufuhren, 
und zwar nicht nur i n öffentlichen Berufssch ulen, 
sondern auch in uberbetrieblichen und betrieb ­
lichen Ausbi Idungsstätten. Nach dieser Übergangs ­
zeit findet die Berufsausbildung nur noc h in der 
Sekundarstufe 11 statt. 

Die Jugendlichen sollen in einem breiten Beru fs­
feld ausgebildet werden, um im Rahmen der hier­
durch vermittelten Grundausbi Idung mobil zu sein. 

- Die abgeschlossene Berufsausbi Idung so 11 den Zu­
gang zur Fachhochschule ebenso er leichtern , wie 
sie den einze lne n zur stä nd ige n For t - und We iter­
bi Id ung motivieren soll . 

- J ugend lichen ohne Ausbi Id ungsvertrag muß der 
Weg zu Ausbi Idungsabsch lüssen geöffnet werden , 
und zwar über das Berufsgrundbi Idu ngsjahr und 
anschl ießende Fachbildung in Kursen nach dem 
Baukaste nsystem . 

12 



I 

Sonderschulen in 
die Schu len. 

r 

Inds 

tzen. 

nen 
en, 

" 

~s -

r­
n. 

Sonderpl:ldagogische Ei nri chtungen 

Die F. D. P. befUrworte t eine e nge Verb indung von 
sonderpadagogischen Einr ichtungen mit de n anderen 
Bildungseinrichtungen, wo immer das möglich ist. 

Vorschulische Ei nrichtungen , Sonderschulen und be­
rufl iche Ausbi Idungsstätten si nd in ausreichende r 
Anzah I zu errichten , die vor handenen entsprechend 
den neuesten Erkenntnissen der Sonderpadagogik zu 
verbessern. Auf ihre the rapeuti sche Au fga be mu ß 
be i der personellen, materiellen und bau lichen Aus­
stattung besonde res Gewi cht ge legt werde n . 

Die F.D.P. Hessen fo rdert, die Sekundarstufe II 
fUr olle Arten von'korp~rl i ch behinderten Schülern 
zugänglich zu machen. DafUr si nd einzelne Schu len 
in den Oberzentren Hessens entsprechend auszubauen. 
Die F .D.P. Hessen wird sich für die erforderli che 
Änderung der Schulbaurichtl inien einsetzen. 

Der Einsatz einer sonderpadagagi sche n Erziehung und 
die Anwendung psycho logische r und medizinischer Be­
handlungsmethoden im frUhen Kindesa lter b ieten e inem 
Teil der behinderten Kinde r die Chance, später die 
Rege lschu len mi t Erfo lg besuchen zu könne n. Die Ei n­
richtung von sonderpödagogischen Vorschu leinric htungen 
fUr behinderte und von Behinderung bedrohte Kinder 
muß in verstärktem Maße in Angr iff genommen werden. 
Die Voraussetzungen für die Mög l ichkeit einer Früh­
erfassung sind zu schaffen. 

Die Ausbildung sonderpödagogischer Fachkröfte zur 
ErfU Ilung der obigen AuFgaben bedarf der vorrangigen 
Förderung. 

G anztagsschu le - Schu 1erarbe i tsgeme inschaften 

Der schrittweise Ausbau von Gan ztagsschu len ist zu 
fördern und vo r a l lem be i Schu lneubauten zu be rü ck­
si chtigen. 
Schu I arbe i te ngruppen und Schu lerarbe i tsge me i nscha ften 
so Ilten durch Vers törkung des Lehrkörpers - a uch durch 
nebe namtliche Lehrkräfte - auf breiter Basis ermög li cht 
werden. 
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Bessere Versorgung der Schu len mi t gut 
ausgebi Idetem Personal 

Lehrermange I in den Schu len und angekündigter 
Lehreruberschuß - mit diesen WidersprUchen wird die 
Öffentl ichkeit heute konfrontiert. Die F. D. P. fordert: 
Die neuen Schü ler-Lehrer-Rel a tionen dUrfen nicht nur 
auf dem Popier stehen. Die Schu len müssen die er ­
rechneten Ste l len vo ll zugewiesen bekommen. 
Aus unbese tzten Stellen muß nebe namtl icher Unter­
ri cht bezahlt werden kön nen - oder der Einsatz von 
Schu lassistenten . Die Stelle nberechnung im Personal­
e n twicklungsplan des Hessische n Finonzmi nisters im 
Bereich "Erziehung und Unterri ch t" hat sich an den 
pädogogi schen Zielen der Stuttgarter Le it lin ie n und 
nich t an re in fi ska lischen Übe rle gu nge n zu orientieren . 

Die 

Not 


Ein 

Med 
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Nation sind dje Unis. 
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Ein gesunderes 
Medizin-Studium. 

2 . HOCHSCHULEN 

Studienreform 

Die F.D.P. ist davon überzeugt, daß durch die Ver­
abschiedung der von ihr in der vergongenen Legisla ­
turperiode veranlaßten Novellierungen des hessischen 
Uni versitätsgesetzes d ie Voraussetzunge n fUr eine 
Ko nsolidieru ng und Effizienzsteigerung der Arbei t in 
den hessischen Hochschu len geschaffen worden ist. 
Dadurch wird es auch möglich sein, die Bemühungen 
um die dr ingend erforderliche Reform der Studien­
gänge verstärkt fortzusetze n und zum Abschluß zu 
bri ngen. 

Ein geordneter Studienbe trieb an den hessischen Hoch­
schu len bedarf nach der Überzeugung der F. D . P. 
ke ines besonderen Ordnu ngsrechtes. Es ist dafUr zu 
sorgen, daß die Bestimmungen de s hessischen Hoch­
schu 1gese tzes , die Hausordnungen und Schi ichtungs­
ausschüsse vorsehen, in den Satzungen der Hoch­
schu len berucksi chtigt werden . 

Verbesserung des humanmedizinischen Teiles des 
hessischen Universitätsgese tzes 

De r Änderung des allgemei nen Teiles des hessischen 
Uhiversitätsgesetzes muß eine Novelle des human­
medizinischen Teiles folgen. Dabei sind die folgenden 
wichtigen Grundsätze vordringlich zu berUcksichtigen. 

1. Maßstab fUr die Organisation medizinischer 
Zentren im Klin iku m si nd die Erfordernisse der 
Krankenversorgung. 

2 . 	 Für Forschung und Lehre ge Iten in der Human­
medizin dieselben Bed ingungen wie fUr alle 
anderen Fac hbereiche. 

3. 	 Die vermi schten Kompetenzen von Forschung und 
Lehre sowie der Kranke versorgung dürfen de n ge­
trennten Nachweis über die Verwendung der 
Finanzmittel ni cht verhindern. 
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4. 	 Die sich aus der doppelten Aufgabe der Arbeit 
an Patienten ergebenden Verantwortlichkeiten 
und Mitbestimmungsrechte sind For Hochschul­
lehrer, Wissenschaftliche Bedienstete und 
Pflegepersono I funktionsbezogen zu be sehre iben. 

5. 	 Die lehrkrankenhöuser Fulda, Wetzlar, Darm­
stadt und Kasse I sind uber das sog . Internats­
jahr hinaus in die klinische Ausbildung einzu­
beziehen. Dies muß zu einer Vermehrung von 
Ausbi Idungspll:Hzen fuhren. Im gleichen Umfang 
ist die Kapazitöt in der vorklinischen Ausbildung 
zu erweitern. 

Die F.D.P. fordert die Unterstellung aller Uni­
versitötskliniken hinsichtlich ihrer Versorgungs ­
funktion unter die Fachaufsicht des Sozial­
ministers und damit die Abtrennung des Haus­
halts der Universitötskliniken aus dem Kultus­
hausha It. 

Gesamthochschu I gesetz 

Die GrUndungsphase der Gesamthochschule Kassel ist 
durch ein Gesamthochschulgesetz abzuschließen. Den 
fUr eine Gesamthochschule kennzeichnenden abge­
stuften Studiengängen muß ein solches Gesetz durch 
das Organisationsprinzip von Studienbereichen ( an­
stelle der herkömmlichen Fachbereiche ) entsprechen. 
Das Angebot an Studiengä ngen ist zu vergrößern. 

Londeshochschu lverbond 

Im Rahmen des Landeshochschulverbandes muß die 
Einrichtung einer Studienreformkommission in der vom 
Hochschulrahmengesetz geforderten Zusammensetzung 
erfolgen. Ziel der Kommissionsarbeit muß sein: die 
Vermehrung von unmi tte Ibor berufsqual i fizierenden 
Kurzstudiengöngen sowie die Eröffnung eines Aufbau­
studiums von Fachhochschulabso lventen ohne Zeitver­
lust im Sinne der Gesamthochschule. Die inhaltliche 
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i t DurchfUhrung der Studienreform ist die Voraus­
setzung fUr die Festsetzung von Regelstudienzeiten. 

n . 
Der Landeshochschu Iverband muß soch I i ch und 
personell in die Loge versetzt werden, die erforder­
lichen Baumaßnahmen des Hochschul- und Fachhoch­
schulbereichs zentra l zu pionen und durchzufUhren. 

'9 
!ung 

Der Landeshochschulverband muß baldmBglichst ein 
Konzept einer effizienten Studien- und Berufsberatung 
in den Hochschulen vorlegen. Dieses Konzept ist so 
rasch wie möglich zu verwirklichen. 

Ausbau der Fachhochschulen Fulda und Wiesbaden 

,-

FUr den Ausbau der Fachhochschu le Fulda sind 
weitere Studiengänge zu planen und einzurichten. 

FUr die Fachhochschu le Wiesbaden ist ein Neubau 
mit dem Ziel einer erheblichen Erweiterung der vor­
handenen Kapazitäten vorzusehen. Der Fachbere ich 
in Geisenheim sollte wieder die Aufgabe einer Lehr­
und Forschungsanstol t erhalten. 

ist 
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Ausbi Idung von Berufsschullehrern in Darmstadt, 
Gießen und Kassel 

eh 
n­
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Die Kapazitäten zur Ausbi Idung von Berufsschul­
lehrern in Hessen sind bedarfsgerecht zu vergrößern. 
Dabei sind die Funktionen nach den jeweils erforder­
lichen Einrichtungen zwischen Gießen , Darmstadt und 
Kassel aufzuteilen. In Kassel wöre durch den Beginn 
eines Studiums fUr Berufsschulehrer der Grundstock für 
ein technisches Studium in Kasse I zu legen. Zugleich 
wöre in Kasse I mi t der Ausbi Idung fUr Lehrer fUr den 
politechnischen Unterricht in allgemeinen Schulen 
zu beginnen. 

JU­

er­
:he 
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We i terb il dungs­
möglichkei te n für 
Lehrer 0 

Lehrerbi Idung 

Mit einem neue n Lehramtsgesetz ist die Lehrer­
bi ldung na ch Stufe n zu ordnen, für alle Stufen 
gleich~rtig zu machen und mit ei ner Erweiterungs­
mögl ichkeit fUr jede n Lehrer auszus tatten. 

Die Lehrerbildung mu ß si eh an den Erfordern i ssen 
ei ner neuen Schulstruktur und on den Inhalten zeit­
gemäßer Rah menricht linien orientieren. 

Da s Le hramt für Sonderschu lIehrer ist ein erwei tertes 
Lehromt I de ssen Erwerb ei n Grundlehramt und Unter­
richtspraxis - auch in anderen Schulformen - voraus­
se tz t . 

Änderung der mitte lfr istigen Finanzplanung 
zugunsten des Hochschulbaues 

Anste lle der festen Zah len für die Jahre 1975 b is 
1978 muß ein dynamisch wachsender Anteil am Ge­
samtinvestitionsvol umen des Ho chsch ulbaues des 
Landes Hessen treten. Be i der Finanzplanung fUr 
den Hochschulbau si nd mutma ßlich Preissteigerungen 
sowie die Zuwachsraten der Zu lassun gsquoten fUr die 

Un iversitöten zu berUcksi ch tigen . 
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3. AU SSERSCHULI SCHE BILDUNGS- UND 
KUL TURPO LlTI K 

Man lernt nie aus. Jugend- und Erwachsenenbi Idung 

es 
:r­

IS-

e 

Neben Schu le und Ho chschu le kommt der außer­
sc hu lischen Bi Idung besondere Bedeutung zu. 
Die F.D.P. we ndet si ch gegen ein totales Bi ldungs­
mo nopol des Staates. Das hessische Vo lkshochschul­
gesetz hat die kommuno le Erwachsenenbi Idungs-An­
gebo te in Hessen vervielfacht. In jedem Kreis und 
jeder kre isFre ien Stadt bieten die Volkshochschu len 
eine breite Palette unterschiedlichster Bildungs-Ver­
am ta Itungen an . 
Die F .D.P. Hesse n Fordert als nächsten Schritt e in 
Erwachsenenbi ldungsgesetz, das die freien Träger in 
die Loge versetzt, ihre gruppenspezifische Bildungs­
arbeit entsprechend durch z uführen. Volkshochsch u len 
und Freie Träger so llen mite inander kooperieren und 
sich ergänzen. 

Durch dos neue j ugendbi Idungsgese tz sollen di e 
Jugendverbände die Möglichkeit erhalten, in größerer 
Unabhängigkeit ihre Bi ldungsorbei t mit quali fi zierten 
Mitarbeitern du rchzu Führen. 

Jugendmusikschu len 

Kommuna le J ugendmusikschu len sol len ein breites An­
gebot an Instrumenta l- , Chor- und G esangsunterricht 
fü r Kinder aller Bevö lkerungsschichten gewährleisten. 
Dafür ist ein Musikschulgesetz zu schaffen, das eine 
Finanzierung der Personalkosten in Zusammenarbeit 
von Land und Geme inden bei Betei ligung der El tern 
vorsie ht . 

Bi blio theken 

Die Bücherversorgu ng in weite n Te ile n de s Landes und 
an vi e len wisse nschaFtlichen Einrichtungen ist nach wie 
vor höchst un genügend. Dies gilt sowohl fü r die a ll ­
gemeinen öffentl ichen Bibliotheken wie fü r d ie wissen­
schaftlichen Bibl iotheken , die in dieser Aufgabe zu ­
sammenwirken müssen. 
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Macht Theate r. 

Mit Hilfe eines BUchereigesetzes sind die öffent­
lichen und wisse nschaft lichen Büchereien im Rahme n 
eine s einheitli chen Bibl iotheksnetzes weiterzuen t­
wickeln. 

In Großstädten und in Gro ßkreisen sind dezentra le 

Bib I iothekssysteme mi t Gesamtkotalogen zu schaffen, 

in Abstimmung mit Schulen , Volkshochschulen und 

al len anderen öffe ntl iche n Bildungse inrichtun ge n . 

Im ländlichen Raum sind verstärkt Bibliotheken au fzu­

bauen. 


Die modernen großen Schu Izentren sind für dezen­

tralisierte öffent liche Büchereien mitzubenutzen und 

dami t zu al l ge rnei nen Kommun ikationszwecken inden 

Dienst des Bürgers zu ste l len. 


Theater und TheaterfInanzie rung 


Die Gese IIschaft braucht das Theater a ls Kunst- und 

Kultur insti tut. Sein Verschwi nden wöre ein Schritt 

in ge i sti ge Verödung. 


Anspruchsvo lies Theater kann aus Kassenerlöse n ni cht 

finanziert werden . Es benöt igt öffe nt li che Subventio­

nierung. Daron müssen sich neben der jeweiligen 

Theaterstadt das Lond Hessen und die Kreise und 

andere Städte Hessens angemessen beteiligen. 


Die subventionierten Theater dür fen Wirtschaftlich­

keitserwögungen nicht a ußer ach t lassen. Deshalb 

sind die Subventionen in einem angemessenen Tei l 

nach dem Prinzip des Leistungsanreizes zu vergeben. 


Gemä ß den Vorschlägen der Hessischen Theater­

komm ission wird die Schaffung e ines Landes- Theater­

Verbandes gefordert, dem die Theaterstädte , das 

Land so.wie die Kreise u"d anderen Kommunen ange­

hören. 


Real isti seh ist, die Kosten der öffentli ehen Theater 

aus Kassenerlösen, aus Zuschüssen der Theaterstädte 

und des Landes sowie aus der kommunalen Finanzaus­

gleiehsmasse abzudecken. 
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Die hessische F.D.P. fordert ein Gesetz uber die 
Finanzierung der öffentlichen Theater in Hessen und 
die Bi Idung eines Landes-Theater-Verbandes. 

Museen 

Die Kunst-, Kultur- und Naturschcltze der staat­
lichen und vieler nichtstaatlicher Museen sind durch 
ein Hessisches Museengesetz fUr eine breite öffent­
liche Bildungsorbeit zu aktivieren. 
Dieses Museumsgesetz, in Anlehnung an das Denkma l­
schutzgesetz und andere Gesetze im Kultur- und 
Bildungsbereich, sollte Aufgaben, Organisat ion und 
Wege zur Aktivierung festlegen. 

Es gilt das Museum zu einem Ort zu machen, an 
dem Wissen und Kenntnisse vielföltiger Art gewonnen 
und erfahren werden kan n. 

Um zu einer modernen, an den Anspruchen unserer 
Gesellschaft orientierten Museumspolitik zu ge­
langen, bedarf es einer weit größeren Kooperation 
oller öffentl ichen und privaten Träger voo Museen 
untereinander, gezielter Förderung und des plan­
mößigen und wohlUberiegten Zusammenwirkens mit 
anderen Bildungs- und Forschungseinrichtungen, d. h. 
Schulen und Universi töten. 

Wichtige EinzeImaßnahmen sind: 

Bessere Präsentation in Schausamm lungen 

Ausgestaltung regionaler Schwerpunktmuseen 

Durchfuhrung von Wanderausstellungen 

Enge Zusammenarbeit zwischen Schulen und 
Museen, u. a. durch Schaffung besonderer 
museurnsptldagogi scher Arbe i tsstellen in einigen 
großen Museen. 

21 



Denkmalschutz 

Eine wichtige Aufgabe der Kulturpolitik ist die Pflege 
von historischen und kUnstlerischen BaudenkmCllern. 
Diese ist nicht allein auf museales Bewahren ausge­
richtet, vielmehr dient sie der Erhaltung einer indi­
viduellen, vielföltig gewachsenen Umwelt. 

Angesi chts der Gefahr, daß unsere Stödte zunehmend 
gesichtsloser werden, geht es darum, die Stadt als 
humanen Lebensraum zu erholten. Dem Abbruch 
historischer Bcruwerke und ganzer Stadttei le, dem 
iClhrl ich hunderte von Gebl:luden zum Opfer falle n, 
mU,ß Einhalt geboten werden. Es ist csffentl iches 
Interesse und dcrrum liel der F.D.P.-Politik, Ten­
denzen entgegenzuwirken~ die diesen wichtigen 
Aspekt unterschlagen und Stadtplanung e inzi g unter 
funktionalen und wirtschaft lichen Gesi chtspunkten 
betreiben. 

Die F. D. P. Hessen hat entscheidend beigetragen zur 
Schaffung und zukunftsweisenden Formulierung des 
neuen Hessischen Gesetzes zum Schutz und zur Pflege 
der Kulturdenkmöler ( Denkmalschutzgesetz ). 
Sie tritt nunmehr fUr eine schrittweise Verwirklichung 
und Ausfüllung der in diesem Gesetz genannten Auf­
gaben ein , zu denen auch die Badendenkmalpflege 
gehört. 

Nur die Badendenkmalpflege kann das reiche Funda­
ment zur Geschichte unseres Landes von der Urge­
sch i chte bis ins Mi tte lai ter vor der Zerstörung durch 
Baumaßnahmen und andere Eingriffe in die Landschaft 
retten. 

Es ist ihre Aufgabe, diese Funde durch die Museen 
der Öffentlichkeit zUgl:lnglich zu machen . 

Sie kann und muß die Forschung zum Verhältnis des 
fv4enschen zu seiner Umwelt wie seiner sozialen Ent­
wicklung entscheidend mittragen. 
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Als liberale Partei beachtet und begrUßt die F. D. P. 
Hessen die Aktivit/jten von BUrgerinitiativen und 

ege sonsti gen Initiativgruppen, die sich an dieser Ste Ile 
engagieren. Sie fördert die Bestrebungen, solchen 
Gruppen nach geltendem Recht Möglichkeiten der 
Mitsprache zu gewähren. Ferner unterstützt sie die 
Bemuhungen, den Borger auf neue Art an Planungs­
prozessen zu beteiligen. 

lnd 

Förderung der freien KUnste 

Die F.D.P. Hessen ist der ~inung, daß das freie, 
nicht i nsti tutiona I is ierte Kunstschaffe n, kUnst ler ische 
Init iat iven und Verei n igungen ein öffentliches 
Interesse wahrnehmen. Es ist einer Kommerzial isierung 
und Monopolisierung entgegenzuwirken, die das 
Ku Iturangebo t und dessen Bi Idungsfunktion einengen. 
Deshalb setzt sich die F.D.P. e in 

ur 	 fUr die Förde ru ng der verschiedenen kUnst­
lerischen Aktivitöten, 

ege 
fUr die verstärkte staatliche Unterstutzung von 
Trägem und FördergeselJschaften, 

fUr die soziale Sicherung der KUnstler. 

Ein wichtiger Beitrag dazu is t die UnterstUtzung 	bzw. 
Einrichtung von Kunstzentren, vor a l lem, wenn 	es 
aufgrund gewachsene r Traditionen vorhandener 
Kapazitäten und ar t ikulierten Burgerinteresses sinn­

:h 	 vo l l ist. 
oft 

t­
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Sozialpolitik fUr 
de n Burger mi t 
dem BUrger. 

11. SO ZIALPOLITIK 

gehört zu den Schwerpunkte n der F.D. P.-Politik 
in Bund, Ländern und Gemeinden. 
Ihr kommt a ls wesentliche Aufgabe zu, gle iche 
Chancen für Benachtei ligte und Behinderte zu 
schaffen. 

Dazu gehört auch die Gesamtheit aller vorbeugenden 
Maßnahmen . Den BUrgern soll dabei grundsötzlich 
Mi tspracherecht eingeräumt werden. 

Als Voraussetzung ei ner modernen und wirksamen 
Sozialpolitik fo rdert die hessische F.D.P. eine vom 
Land koordin ie rte Sozialp lonung. Sie lehnt de n 
totalen Versorgungsstaat ab. Sozialle istungen sind zu 
erbringen in Koopera tio n zwischen freien Trägern, 
Gemeinden, Kreisen und Land. 

N ur so können die Aufga ben de r überört lichen So­
zia larbeit und Sozialpo liti k, vor a llem für die 
Bere iche der Versorgung von Kra nkenhäusern , Ein­
richtunge n fUr Be hi nderte, Einri chtungen für Einzei ­
hi lfe sowie für ä ltere Mitbürge r wirksam erfü llt 
werden . 

Zur Erfü llung der sozialpolitischen Aufgaben sind 
alle bestehenden Beratungsdienste öffentlicher und 
freier Träger zu koord inie re n. und so zu erweitern, 
daß fUr ca. 50 . 000 Einwohner die ei nzelnen Be­
ratungsei nrichtu nge n angeboten werden können. Nur 
ei ne angemessene personelle Ausstattung dieser Be­
ratungen ermöglicht es, den Bürgern einfach und 
wirkungsvo ll be i der Bewältigung ihrer sozialen Pro­
b leme zu he lfen. Die Mitwi rkung engagierter Bürger 
ist zu förde rn , denn ohne sie sind diese Aufgaben 
ni ch t zu bewäl t igen. 
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Ein 	 Platz für Kinder . 
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Helft den Alten. 

Ziele der hessischen F.D.P. 

0) 	 Kinderspielplätze, Kindergärten, 
Jugendzentren 

Kinderspielplätze, Kindergärten und Jugendzentren 
müssen in ihrer pädagogischen Ausges taltung dem 
Prinzip der Selbstbestimmung von Kindern und 
Jugendlichen entsprechen. Mitbestimmung und Mit­
veran t'NOrtung sind entscheidende Kriterien für eine 
demokratische Erzie hung. 
Neben Ki ndergärten si nd auch andere Formen der 
Betreuung von Kindern im Vorschulalter, wie z. B. 
das Mode JI der Tagesmü tter , zu erproben und be i 
Bewährung zu nutzen. 

b) 	 Jugendfä rderung 

Die F.D.P. se tz t sich weiter Für eine äffentliche 
J ugendförderung a ls Bestandteil des gesamten Kon ­
zepts liberaler Bildungspol i tik e in . Öffentliche 
Jugendförderung so II sich a n der G lei chberechtigung 
und Selbstverwi rk lich ung der J ugendlichen orientieren. 
Sie soll den Bereich unseres Bildungssystems abdecken, 
der Persänlichkei tsbi ldung ohne autoritäre Struk turen 
und di rekten Le is tungszwang ermögl icht. 
Dementsprechend wird die F. D. P. die Schaffung von 
Jugendzentren nur da unterstützen, 'NO Mitverant­
wor tung und Mitw irkung der Jugendlichen möglich 
ist. 
Der Fachliche n Betreuung J ungendlicher kommt ein 
größeres Gewicht zu als der Schaffung und Ein­
ri c htung von bürokrati sehen Insti tutionen • 

c) 	 Hilfe für ältere MitbUrger 

Die 	 F. D.P. forder t 

- die Einrichtung von wei teren Lehrstühlen fUr 
A lternsforschung ( Gerontologie ) 

- bessere Beratung und Information uber Probleme 
des Alterns 

- verstärkten Ausbau von Altenc lu bs und Werk­
stätten, auch in BUrgerhäuse rn 
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- Mitbest immung be i der Gestaltung und Nutzung 
von Altenei nr ichtungen 

- Förderung und Unter stUtzung von Eige niniti ati ven 
in Form von Clubs, Arbeitskre ise n usw . 

_ 	a lte Menschen nicht in Wohnhei men zu isol ieren, 
sondern im ö ffe nt li ch gef/:l rde rten Wohnungsbou ver­
stärkt al te ngerechte Wohnungen zu erste lien. Die 
A ltenpfiegestäHen ste hen dann den eigent lichen 
Pfl egefällen zur Ve rfUgung. Die Zahl der Inten­

!" 
si vp flege sta tionen sind zu vergrößern. 

d) Fami tienp lanung Für die Fa mi Iie. 

Die Zie le der F. D.P. Hessen stehe n im Eink lang 
mit e iner liberale n Familie npo lit ik, d ie davon auS­
geht, daß e s heute keine einheitli che Form der 
Fami lie gib t , so ndern eine Rei he von Familie ntypen 
mit unte rschiedlichen - zum Teil sich wandel nden ­

Strukturen. Darauf ist bei der G e staltu ng von Er­
z iehu ngse inrichtungen zu achten - besonders bei 
Berufstätigkeit be ider Ehepartne r . Zu de n Zie le n 
liberaler Fa mil ienpoliti k gehö rt dahe r au ch di e stärkere 
Ve rbrei tung der gle ite nden Arbe itszei t , so wie der 
Ha lbtagsarbei t für beide Ehepartne r. 

Die F.D. P. forder t 

- alle Anstrengungen zu un terne hmen, d ie geeignet 
si nd, die Fu rcht vor ei ner unerwünsc hten Schwanger­
schaft zu verri ngern 

_ 	be ssere Betreuung während der Schwangerschaft 

_ 	zure ichende wirtschaft liehe Absi cherung nach der 
Geburt 

Cha ncengleichheit für das Aufwachse n eines jeden 
Kindes und den Abbau gese l lschaftli cher Vorurtei le 
gege nü ber nichtehel ichen, au ßerehel ichen un d 
adoptier ten Kindern 015 beg le itende Maßnahmen zur 
Re form des § 2 18. Die F. D.P. setzt sich nach wie 
vor für die Fri stenregelu ng ein. 

Die Fami lienpla nun g muß im Rahme n de r Gesundhei ts­
erziehung stärker berücks i chtigt werden. 
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e) Behinderte 

Die F.D.P. forder t die Rehd>ilitation im medizi ­
nischen und sozialen Bereich. 

Dazu gehört 
er­

- die Einric htung von entsprechenden LehrstUhlen 
fU r Rehabilitationsmedizin 

der Bau von bedarfsgerechten Wo hnungen fUr 
Beh i nelerte. 

Die Förderung solcher Wo hnungen is t auszubauen. 
Bei öffentlichen Bauten ist den Belangen behinder ter 
MitbUrger Rechnung zu trogen. Bei BebauungsplCinen 
sind die Verbände Behinderter als Träger öffentlicher 
Belange anzuhören. Se Ibsthi I Fe Behinderter in Form 
von Clubs, WOhngemeinschaften und öhnlichen Ein ­
ri chtungen ist verstärkt zu fördern . 

f) Ausländische Arbeitnehmer 

rkere 
Die formalrechtliche Gleichstell ung im Arbeitsprozeß 
muß in den nächsten Jahre n auch in tatsäch lich ver ­
besserten Lebensbedi nungen de utlich werden. Dos 
Rotationsprinzip fUr auslönd ische Arbei tnehmer wird 
abgelehnt. 

t Als gezielte notwendige Hilfe bedarf es vor ollem 

1ger- zusCitzl ieher gesundhe i tli eher Versorgung, ver­
besserter Erziehung der Kinder und Erweiterung o ller 
Integrationsangebote . 

~n 

ile 

zur 
Nie 

,its­
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Mehr für die 
Gesundheit . 

G ESU NDHEITSPOLITI K 

Die F. D.P. wil l eine Ge sundhe itspolitik verwi rk­
li chen , die es e rmög licht, ollen Bürgern unabhäng ig 
von Wohnort und andere n sozia len Bedingungen und 
Faktoren die nach dem Stand der Iv\edizin best­
mög liche Vorsorge und Be ha ndl ung zu sichern. 

a) Krankenha uswese n 

Ausbau und Neubau von Kranke nhäusern sind er­
forderlich, Der Bettenbedarfsplan für das Land 
Hessen ist den Er gebn issen der Gebietsreform anzu ­
possen . 
Es is t darau f zu ach ten, daß das hessi sche Kranken ­
hausgesetz ni cht auf dem Verordnungswege ver­
fäl scht wird . Der Patien t hat im Vordergrund oller 
Re formU beriegungen zu steheh. Gru ndsätzlich sollen 
auch Belegkrankenhäuser· erho lten oder ge fördert 
werden, wenn dadurch die örztliche Gesam tver­
sorgung verbesser t werden kann . 

b) Zur Aufgabenste Ilung der Krankenhöuser 

1. 	Aufgabenstei lu ng der Krankenhä user ist die 
stationä re Betreuung und Versorgung von 
Patienten . 

2. 	Grundsätzlich ist die ambu lante gesundheit ­
liche Betreuung der Bevölkerun g Aufgabe der 
in fre ier Praxi s niedergelassenen Ärzte. Die 
ambulante Be handl ung durch Spezialisten in 
Krankenhöusern, spezie ll Un iversitätskliniken 
hat eine ergCl nzende Funktion zur Sicher­
steIlung de r medizinischen Versorgung der Be­
völkerung. 

Die Mindestgröße ne uer Kra nkenhä user sollt-e 300 ­
400 Betten umfassen. Außerde m ist bei der Planung 
neue r und be i bestehenden Krankenhäusern darauf 

zu achte n , da ß Wohnun gen fü r Pflegepersona I und 
Kindergärten vorgesehen werde n . 
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Die Privotliquidation im Sinn des hessischen Kranken­
hausgesetzes mi t der dort vorgesehenen Poolbildung 
soll den behandelnden Ärzten ohne Einschränkung 
ihrer Verantwortlichkeit gestattet bleiben. 

Der innere Organisationsablauf unserer Krankenhöuser 
so II stärker als bisher auf die Belange der Patien ten 
abgestellt werden. Die öffentliche Verant'NOrtung fUr 
eine optimale Behandlung der Patienten darf nicht 
durch die paritätische Mitbestimmung ausgehöhlt 
werden. 

c) Ärztliche Versorgung 

Bestehende Engpässe in der ärztlichen und fach­

ärztlichen Versorgung besonders auf dem Land sind 

zu uberprUfen. Abhilfe ist in Verbindung mit den 

örztli chen Organisationen ( Landesärztekammer, 

Kassenörztliche Vereinigung) und mit den kommu­

nalen Körperschaften zu schaffen. Wo nötig, sind 

Starthi Ifen zu geben. 

Gruppenpraxen, Ärztehäuser , organisatorische Ver­

besserungen, Notdienste , Funkeinrichtungen usw. 

sind zu fördern. Um Wartezeiten zu verkUrzen, 

mUssen Rationalisierungsmaßnohmen mit der ÄrzJe­

schaft besprochen werden. 

Dazu befähigte Krankenhausärzte können an der am­

bulanten Versorgung dort beteiligt werden, 'NO die 

Sichersteil ung der Versorgung sonst nicht gewähr­

leistet ist. 

Sogenannte medi zin isch-techn ische Zen trefl können 

nur in Verantwortung der niedergelassenen Ärzte 

akzeptiert werden. 


d) Öffentlicher Gesundheitsdienst 


Dem öffentlichen Gesundheitsdienst ist im Hinblick 

auf die Gesundheitserzeihung und Aufklärung in Ab­

grenzung zur freien ÄrzteschaFt eine breitere Basis 

ein zuräumen • 

Dazu muß die personelle Situation an den Gesund­

heitsämtern unbedingt verbessert werden. Erste-Hilfe­

Unterricht ist in den Schulen als Wahlfach einzu­

Fuhren . 




e) Gesundheitsvorsorge 

Die F .D.P . fordert, weitere Vorsorgeuntersuchungen, 
wie z. B. die FrUherkennung von Kreislaufe rkronk­
ungen, in den Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenversicherung aufzunehmen . Sie wird sich 
auch dafUr einsetzen, daß die beruflichen Möglich­
keiten des PFlege- und technischen Personals ver­
bessert werden. Der Fehlbedarf in diesem Bereich 
muß abgebaut werden. 

f) Sozialmedizin 

Zur Verbesserung der betriebsärztlichen Versorgung 
und zur Unfallverhutung ist diesem Bereich be­
sondere Aufmerksamkeit ;zu schenken. Dle Zah l der 
We rksärzte soll e rhöht werden. Die Unabhängigkeit 
der Betriebsärzte gegenUber dem Arbeitgeber muß 
gewährleistet bleiben . 
Die F. D.P . fordert die Einrichtung weiterer Lehr­
stu hle fUr Arbeitsmedizi n . Im Rahmen eines 5-Jahres­
Planes ist die Struktur der psychiatrischen Groß­
Krankenhäuser zu verbessern. Die derzeitige Konzen­
tration in 13 Anstalten des Landeswohlfahrtsverbandes 
e ntspricht weder den mediz inischen Voraussetzungen 
opti ma ler Versorgung noch den persönlichen Bedürf­
nissen der Betroffenen . Die Versorgung psychisch 
Kranker muß regiono l gegliedert werden. Eine Region 
sollte im Ballungsgebiet nicht mehr als 250.000 bis 
300 . 000 Einwohner umfassen. Die psychiotrische Ver­
sorgung von Suchtkranken, ölte ren Bürgern , chronisch 
Kranken usw. is t zu entflechten. 

Die Versorgung im Bereich der Kinder- und Juge~­
psychiatrie muß verstärkt ausgebaut werden. 
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WOHNUNGSBAU UND 
GEM E INDEEN TWICKLUNG 

Die Förderung des Wohnungsbaues muß noch Auf­
fassung der F.D.P. e inen besonderen Rang ein ­
nehmen , Trotz der beochtl i chen Leistungen a uf dem 
Gebiet des sozia len Wohnungsbaues in den ver­
gangenen Jahre n bes teht noch ei n erheblicher Be­
darf on Wohnungen . 

Die F.D,P. hot durch die Umstellu ng der Finan ­
zierungsmethode erreicht , daß sei t 1971 Förderungs­
mittel zu dem Bau von insgesamt 36.000 Wohnungen 
zur Verfügung standen . Die FortfUhrung der Förderung 
muß auch we iterhi n mindestens im jetzigen Um fang 
erfolgen, 

Neben der Bese itigung von Wohnungsno tstandsftlilen 
g i lt es insbesondere, Wohnungen fUr äl tere Menschen, 
Behinderte, ki nde rre ic he Familien , Fachkräfte der 
Wirtschaft und aus ländische Arbe itnehmer zu schaffen. 

Keine Einfachstwohnungen 

Um die Bildung von Randgruppen zu vermeiden, 
soll ten die Städte und Gemeinden keinen Bou von 
Einfachstwohnunge n mehr in Angriff nehmen. Soge­
nannte Obdachlose sind in den sozialen Wohnungs ­
bau zu integrieren. 

Neue Baumethoden 

Im Hinblick au f die besondere Si tuation auf dem 
Baumarkt , die sich in erheblichem Umfang kosten­
ste igernd auf den Wohn ungsbau auswir t, fordert die 
F.D.P., stärker a ls bisher a ll e Möglichke iten de r 
industriellen Vorfe r tigung und der Rationalisierung 
traditi oneller Baumethoden im Interesse einer Kosten­
senk ung auszunu tzen. Dabei müssen städtebau I i che 
und wohnliche Gesichtspunk te berU cksichtig t werden, 
um Eintönigke it und Langeweile zu vermeiden. 
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Menschlichere Stödte. 

Instandsetzung und Modern isierung 

Die F.D.P. fordert die ordnungsgemäße Erhaltung 
des vorhandenen Wohnungsbestandes, damit die 
Wohnungen unabhöngig vom Zeitpunkt ihrer Er­
richtung und der Art ihrer Finanzierung den heute 
notwendigen baulichen, technischen und hygienischen 
Mindestanforderungen genügen. Das bedeutet, daß 
diejenigen Mängel beseitigt werden mUssen, die in 
der Bauart und in den mangelhaften baulichen Zu­
ständen der be treffenden Wohnungen vorhanden sind. 
Um dies im Interesse aller BUrger , ob HauseigentUmer 
oder Mieter, liegende Zie I zu erreichen, mUssen 
stärker als bisher öffentliche Mittel fUr die Instand­
setzung und Modernisierung bereitgestellt werden. 

Städtebauliche Sanierungs- und 
Entwi cklungsmoßnahmen 

Liberale Städteboupolitik bedeutet, die bisherige 
Trennung der verschiedenen Lebensbereich in unseren 
Städten zu überwinden . Sie fordert eine weitgehende 
Verzahnung von Wohnbereichen, Arbeitsstätten, Frei­
zeiträumen und Cityfunktionen . Liberale Stödtebau­
pol itik bedarf der wei tgehenden Zustimmung oller 
be troffenen und interessierten Burger, deren Mit­
wirkung in allen Planungs- u,nd Entscheidungspro­
zessen in jeder gee igneten Wei se zu fördern ist. 

Mi t der Verabschiedung des Städtebauförderungsge­
setzes hoben stödtebauliche fv4odernisierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen vorrangige Bedeutung. Die 
erforderlichen Mittel sind in den nächsten Jahren 
vom Land verstärkt bereitzustellen. Sinn städtebau­
licher Sanierungsmaßnahmen muß es sein, Gebiete 
mi t überholter und unzurei chender Bebauung neu zu 
gestalten und städteplonerisch einzufügen. Dabei 
kommt neben der Beseitigung sozialer und hygienischer 
Mißstände, die sich ergeben, wenn ein Gebiet noch 
seiner vorhandenen Bebauung nicht den ollgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbei tsver­
höltnisse entspricht, der Beseitigung funktions- und 
strukturbedingter städtebaulicher Mißstände eine be­
sondere Bedeutung zu . Städte und Gemeinden müssen 
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im Rahmen einer geordneten stödtebaulichen Ent­
wicklung in die Lage versetzt werden, die Auf­
gaben wahrzunehmen, die in ihrer Funktion in 
wirtschaftlicher I sozialer und kultureller Hinsicht 
For den jeweiligen Verflechtungsbereich bedeutsam 
sind. Neben Altstödten mUssen auch die Wohnungs­

:hen 	 quartiere saniert werden, die im Zuge der Industri ­
alisierung entstanden sind. In vielen hinter der Ent­

n wicklung zurtJckgebliebenen Stadt- und Ortsteilen 
reichen Maßnahmen der Instandsetzung und Woo­
dernisierung nach Auffassung der F. D. P. nicht aus, 
um gesunde Wohnungen zu schaffen. Sie werden 
einer neuen Gestaltung unter Beseitigung be­

d- stehender Bauten zugefUhrt werden müssen, wenn 
sie wieder Anschluß on den allgemeinen sozialen 
und wirtschaftlichen Standard gewinnen wollen. Da­
bei kann unter Beachtung der historischen Eigenart 
und der historischen Bausubstanz der wirtschaftliche 
Ausbau des Gebietes und die Verbesserung des wirt ­
schaftlichen Nutzens der Gebäude vor sich gehen. 

ren 
Sanieren heißt nicht abbrechen. Die notwendige Er­nde 
neuerung der Stödte und Gemeinden darf nicht ge­rei ­

J- wachsene Strukturen und mensch I iche Bindungen zer­
stören. Vor dem im Stödtebauförderungsgesetz ge­
forderten Sozialplan zum Ausgleich von Planungs­
hörten hat die Forderung nach einer umfassenden 
Sozialp lanung bei Stödtebauförderungsvorhaben und 
San ierungsmaßnahmen zu stehen. Den san ierungsbe­
troffenen Eigentumem, wie Mietern, ist breit ge­
streuter Eigentumserwerb zu ermöglichen. Dabei ist 
besondere Beachtung auf die verschiedenen Formen 
von Anteilseigentum zu legen, wobei der Kreis 
der Begünstigten durch das Mietkaufsystem konsequent 
zu erweitern ist. Es ist auf eine Kooperation der 

zu öffentlichen Wohnungströger hinzuwirken . 

scher Bessere Wohnverhältnisse 
Jch 
~n Die mißbräuchliche Behandlung oder Benutzung von 

Wohnungen muß verhindert werden. Es ist notwendig, 
d 	 durch die Verabschiedung eines Wohnungsaufsichts­
e-	 gesetzes die rechtliche Grundlage für die Verbesserung 
ösen 	 der Wohnverhö ltnisse zu schaffen, wobei Mindestan ­
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Schutz fUr den Mieter. 

forderungen on ei ne Wohnung festzu legen sind. Da­
bei ist dos allgemeine Interesse on guten Wohnver­
hClltnissen höher zu bewerten als Ein:z:elinferessen. 
In einer sich st/jndig verCIndernden Umwelt ist der 
einze lne BUrger stClrker als frOher auf Hi Ife ange­
wiesen. Deshalb muß dos vorgesehene Gesetz nicht 
nur der Beseitigung von Wohnungsmißstclnden dienen, 
sondern auch die Verpflichtung der Gemeinden be­
inhalten, V\bhnungssuchende bei der Beschaffung 
einer fomi liengerechten Wohnung zu unterstUtz.en . 

Verbesserung der Stellung des Mieters 

Die Aufhebung der Wohnraumbewirtschaftung hat 
dazu gefUhrt, daß die Mieten im Zusammenhang mit 
der Steigerung der Bodenpreise und der Baukosten im 
Wohnungsbau nicht unerheblich gestiegen sind. Durch 
dos von der F. D.P. maßgeblich mitgestoltete Artikel­
gesetz wurde die Rechtsste Ifung der Mieter verbessert 
und die Bestimmungen uber den Mietwucher versch/jrft . 

Die F.D.P. will dorUber hinaus die Stellung des 
Mieters durch die Institutionalisierung von Mieter­
beirClten stärken. Sie fordert die gesetzli che Ver­
a nkerung von Mieterbeiräten im öffentlich ge­
förderten Wohnungsbau und in Wohnungsbaugesell­
schaften mit Beteiligung der öffentlichen Hand. 

Die vorhandenen Mög li chkeiten zum Erwerb von 
Woh nungseigentum sollen verstärkt erprobt werden. 
Die F.D.P. sieht im Mietkaufsystem eine geeignete 
Form des Erwerbs von Wohnungse i gentum fUr bre i te 
Bevölkerungssch i chten . 

Dos Wohnge Idgese tz i5t noch Auffassung der F. D. P . 
kein soziales A lmosen. Es muß verbessert und so 
ausgestaltet werde n , daß die stärkere Belastung 
unterer E inkommensempfanger bese it igt und außer ­
halb des sozialen Wohnungsbaues angemessener 
Wohnraum mehr als bisher zur VerfUgung gestel lt 
werden. 
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1- Neue Wohnformen 

Im Rahmen des öffentlich geförderten Wohnungs­
baues mUssen nach Auffassung der F. D. P. Wohnungs­
bauten erstellt werden, die der heutigen Zeit ent­

t sprechen. Im Zusammenhang mit einer experimentellen 
n, Wohnungsforschung sollen deshalb in Hessen Versuche 

gefördert werden, die variable Wohnungsgrundrisse, 
die Kombinotion von Wohnungen mit Gemeinschafts­
einrichtungen sowie das Zusammenleben der Gene­
rationen in der geeigneten ErgClnzung von Wohnungen 
fUr jUngere bzw. berufstCltige und Clltere Me nschen 
ermöglichen. Dabei is t die Einbeziehung behinderter 
Menschen durch das Angebot behindertengerechter 
Wohnungen versffirkt zu fClrdern. 
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Un ters tutzung für 
den Verbraucher. 

111. WIRTSCHAFTSPOLITIK 

Die Sozio Istaatverpfli chtung des Grundgesetz.es 
sowie der notwendige Ausbau der Freiheitsrtiume 
des Bürgers bedingen eine soziolverpflichtete 
marktwirtschaftli che O rdnungspol i tik, deren Kern­
punkte eine gerechte Eigen tumsordnung, funktions­
föhige Wettbewerbsordnung und wirksame Mitbe­
stimmungsordnung sind. 
Entsprechend wird sich die F.D.P . Hessen weiter­
hin dafUr einsetzen, diese Ordnung fortzuentwickeln 
und Verzerrungen abzubauen. Im besonderen gilt es, 
Geldwertstabilitöt anzustreben und Vollbeschöftigung 
sicherzustellen. Im privaten und staatlichen Bereich 
ist die Vermögens-, die Markt- und die Verfügungs­
konzentration e inzuschränken, sind die Entfaltungs­
und Mi twirkungsrechte des Bürgers auszubauen, um 
sa seine Chancen zu Selbstbestimmung und Selbs t­
verwirklichung zu garantieren. 

Verbraucherpali tik 

Grundsötzlich ergibt sich aus der schwächeren 
Positian des Verbrauchers am Markt (nicht organi­
sierbar, nur geringe Streikmöglichkeiten) die Ver­
pflichtung für den Staat, darauf zu achten, daß 
dem Verbraucher aus di eser Situation keine Nach­
tei le ents te hen. 

Die Forderung der F . D. P. nach der Aufrechter­
haltung der marktwidschaftlichen Ordnung bedeutet 
fü r den Verbraucher eine Stärkung seiner Position, 
do ein fun ktionierender Wettbewerb unter den An­
bietern den Verbraucher am besten schützt. 

FUr eine Verbesserung der Ste llung des Verbrauchers 
a m Mark t müssen außer dem fu nktionierenden Wett­
bewerb noch einige andere Voraussetzungen erfüllt 
sein: 
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- Die Ladenschlußgesetzgebung muß liberalisiert 
werden, damit der Konsument ausreichend Zeit 
fUr Preis- und Qualitätsvergleiche hat. 

- Eine vergleichende Werbung soll unter Ausschluß 
mißbröuchlicher Formen erlaubt sein, um den In­
formationsgeholt der Werbung fUr den Käufer zu 
erhöhen. 

- Die Herstellerhoftung muß konsequenter als bisher 
durchgesetzt werden, um den Köufer vor Nach­
te i len zu bewahren. 

- Außerdem muß durch verstärkte Information und 
Erziehung dos Verbraucherbewußtsein entwickelt 
werden. 

Die Verbroucheraufklörung ist deshalb ein ebenso 
wichtiger wie entscheidender Bestondteil einer 
konsequenten Verbraucherpolitik. Daher verdienen 
alle Maßnahmen und Aktivi täten, die Informa tionen 
uber Marktpradukte und Hersteller zur Verfügung 
s tellen, sowie die Aufbereitung und Verbreitung von 
Testergebnissen in allgemeinverständlicher Form die 
Unterstützung der staatlichen Stellen . Der Staat kann 
hierbei seine vom Verbraucher als objektiv beur­
teilte Stellung einsetzen. Da er die ganze Viel­
falt und Breite der Verbraucheraufklörung nicht 
durch eigene Organisation an de(1 Verbroucher her­
antragen soll und darf, muß er für e ine zweckent­
sprechende und rationelle Organisation der privaten 
Initiativen sorgen . 

Daher fordert die F. D. P. : 

1. 	Der Eta t fUr das Verbraucherreferat beim 
Hessischen Minister fUr Wirtschaft und Technik 
ist in den nächs ren 2 Hausha I tsiahren stufenweise 
bis auf mindestens 1 Mio. DM pro Haushalts­
jahr anzuheben. 
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2. 	Die Verbraucherberatungsstellen im Lande 
Hessen sind: 

a} 	 mit der nötigen Anzahl qualifizierter Mit­
arbeiter zu besetzen, (in den nöchsten Mo­
naten stehen die ersten AbgC!nger eines vor 
Jahren fUr die Ausbi Idung von Verbraucher­
beratern eingerichteten Studienzweiges an 
Fachschu len zur VerfUgung) • 

b) 	und es ist ihnen die Anmietung von Erdge­
schoßrtlumen mit Ladenfront in verkehrsgUn­
sti ger Lage zu ermögll chen. 

3. 	Die öffent lich-rechtliche Strvi<tur unserer Fern­
sehanstalten verpflichtet diese, sich aktiv an 
einer objektiven Verbroucheraufklörung zu be­
tei I rgen. Daher sollte die Landesregierung ihren 
Einfluß auf ARD und ZDF geltend machen, damit 
diese Anstalten regelmäßig zur gleichen Tages­
zeit und an gleichen Wochentagen in der sende­
gUnstigen Zeit 

a) 	mi t Spots, e twa nach dem Vorbi Id "Der 7. 
Sinn", Sendungen gestalten, die dos Ver­
braucherbewußtsein stärken und Hinweise fUr 
richt iges Verbraucherverhalte n geben, 

b) den 	wesentlichen Inhalt der aktue llen Ausgabe 
der Zeitschrift "test " auf Hinweistafe ln be­
kanntgeben und auf die Bezugsmög lichkeit ­
auch der zuruckliegenden Hefte - aufmerksam 
machen. 

4 . 	Die Hessische Landesregierung sollte ferner uber 
den Bundesrat ini tiati v werden, um 

a) 	 Grund lagen fUr eine gesetzliche lnformations­
pfli cht der Anbieter zu schaffen, nach der 
diese auf Verpackungen uber Qualitätsstondard, 
Zusammensetzung der Ware, Ha ltbarkeit, Be­
handlungsvOfschriften und evt l . schCldliche Aus­
wirkungen fUr olle in frage kommenden Produkte 
Mittei lung zu machen hoben, 

\ 


. 
\ 
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Hilfe fUr die 
Entwicklungsgebiete . 
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b) 	 für weitere Konsumgüterbere iche PrUfzeichen 
ein zuführen. Die Vergabe von Prüfzeichen 
(RAL- Testate, VDE, Gütezeichen u .Cl . ) 
sol lte da von abhängig gemo cht werden, daß 
die Sicherheit und die Funktionstüch tigkeit 
des gesamten G e gens tondes geprU ft worden 
sind. 

Strukturpo li tik 

Struk tu rpo li ti k ist zugle ich Gestoltungs- und An­
passungspolitik. Ihre Maßnahmen un terstützen das 
allgemeine Ziel der Londespol iti k, in ollen Landes­
teilen wertgleiche Lebensbedi ngun gen zu gestolten 
und zu schaffen . Durch en tsprechende Maßnahmen 
ist ei n au ch geogra fi sch a usgewogenes Wirtschafts­
wachstum sowie ei ne gerechtere Einkommens- und 
Vermögensvertei lung anzustreben. 

ZurUckgebl iebene Landestei le, vor allem Nord­
hessen, sind übe r den Kapitalmarkt und den regio­
nalen Finan:wusgleich zu fördern, um sichere und 
bessere Arbeitsplätze zu schaffen. Hierdurch kann 
de r ständigen Abwanderung vorwiegend jungerer 
Mensche n aus dem Gre nzgebiet zur DDR entgegen 
gewirkt werde n . Ma ßnahmen der Struk turpo li tik si nd 
auf ndere politi sche Ziele abzust immen. Dies gilt 
in sbesondere fUr den Zie lkonfl ikt Verbesserung der 
Wirtsch ftsstruktur und Umweltqual ität, der je nach 
den Bedingungen des Ei nze lfalle s gelöst werden muß . 

1. 	Raumordnung, Regional- und Landesplanung: 

a) 	 Die Verwaltungsreform unterstützt d ie Struk­
turpolitik durch Schaffung entwicklun gsfähiger 
Schwerpunkte. Diese En twi cklung sollte durch 
die Bevorzugung der zentralen Orte im Rahmen 
des Finanzausgleichs unterstützt werden. 

b) 	 Durch eine konsequente Beachtung des Schwer­
punktprin zips so ll dos bestehende Leis tungs­
gefäl le abgebaut werden. Dieses Prinz ip er­
möglich t es, leistungs- und konkurrenzföhige 
Versorgungs- und Diens tl eistun gseinrichtungen 
zu schaffen und langfristig stabi le regiono le 
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Arbeitsmärk te mit einer sektoroien Differen­
zierung der Betriebe und genügend Wohl­
und Aufstiegsmöglichkei ten für Arbeitnehmer, 
a uch im ländlichen Raum, aufzubauen. Eine 
Förderung noch dem Gießkannenprinzip ist 
abzulehnen. 

2. Regionale Strukturpolitik 

Dos hessi sehe Gre nzgebiet zur DDR ve rdie nt 

weiterh in die besondere Förderung durch die 

Landesregierung. 

Die Attraktiv ität der strukturschwachen Gebiete 

Hesse ns ist vor ollem durch eine Ve rbesserung 

ihrer i nfrast ruk ture lien Ausstattung zu ste i gern. 


Gemeinden, die noch der Regionalplanung als 

gewerbli che Schwerpunkte ausgewiesen worden 

sind, sind bei ihren Bemühungen zu unterstUtzen, 

geeignetes Gelände zur Industrie- und Gewerbe­

ansiedl ung zu erwerben und zu erschließen. 

Entsprechendes gil t auch fUr öffentliche In vesti ­

tionen zur Erhöhung des Wohn- und Freizeit ­

wertes . 


Die erfolgrei che Gewerbeansiedlungspolitik des 

Hessischen Wir tschaftsminis ters ist konsequent 

fortzusetzen . Gewerbehöfe und Industr ieporks 

unterstützen diese Pol itik. Der GrUndu ng eigen­

ständi ger Unternehmen ist vor der Errichtung von 

Zweigwerken Vorrang einzuräumen. 


Die Fördervngsproxis ho t si eh mehr on der 

Quali tä t (Modernisierung und Rotiona lis ierung) 

als a n der Quanti tät bestehender oder neu zu 

schaffender Arbei tsplätze zu orientieren. In­

ves titionen in zukunfts trächtigen Industrien hoben 

daher Vorrang. Auf die Schaffung von Frauen­

arbeitspl ä tzen, a uch für Te i Izei tbeschäfti gung, 

is t besonderer Wert zu legen. 


Zu den Instrumenten der Struk turpolitik gehört 

auch die Förderun g der beruFliche n Mobili tät 

und die Schaffu ng eines breiten Angebots be­

ruflicher Bi ldungsmöglichkeiten. Dazu ge hören 

auch überbetriebli che Ausbi Idungsstätten. 
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Ausbi Idungsbetriebe sind bevorzugt zu fördern. 

Die F.D.P. fordert, daß die Vergabe öffent­
licher Mittel zur Entwicklung neuer Produkte 
oder Technologien mehr als bisher fUr die 
strukturschwachen Gebiete nutzbar gemacht 
wird, indem die VerQabe an die Auflage ge­
bunden wi rd, sich daraus ergebende Produkti­
0nen in den Fördergebieten vorzunehmen. 

Di e regionale Strukturpoli tik darf ni cht zu ein­
sei tigen Branchenstrukturen in den geförderten 
Gebieten führen. Sie muß vielmehr die ausge­
wogene Struktur der hessischen Wirtschoft er­
holten und auch in den hessischen Teilregionen 
herzustellen versuchen, in denen krisenan föllige 
Branchen ein starkes Gewi cht hoben. 

Die als Investirionshi Ifen zur Verfügung stehen­
den öffentlichen Mittel sind gleichzeitig auch 
zur Vermögensbi Idung der in den Förderungsge­
bieten lebenden Menschen zu verwenden. Das 
bedeutet, daß solche Investitionshilfen in Zu­
kunft nicht mehr in der Form von verlorenen 
Zuschüssen und Zulagen, sondern nur noch als 
Betei Ii gungskapi ta I angeboten werden soll ten . 

3. Betriebsgrößen-Strukturpoli tik 

Ein Schwerpunkt liberaler Wirtschaftspolitik war 
und ist die Förderung von Mi ttel- und Kleinbe­
trieben. Diese Betriebe sind sowohl zur Erhal­
tung eines ausreichenden Wettbewerbs als auch 
fUr die Versorgung großer Bevölkerungstei le un­
erlößli ch. Daher ist die bisherige Förderung 
kleiner und mittlerer Unternehmen in Hessen 
konsequent fortzusetzen und auszubauen. Dies 
g i lt insbesondere für ExistenzgrUndungen von 
Nachwuchskräften, die Errichtung von Unterneh­
men in neuen oder sanierten bzw. modernisierten 
Wohnsiedlungen, Anpassungs- und Umstellungs­
maßnahmen infolge struktureller Wandlu ngen, 
und für kooperative Z usammenschlüsse durch Kapi­
taldiensthilfen oder zinsbegünstigte Kredite, 
Bürgerschaften , Kapitalbetei ligungen. Ziel libera ler 
Wirt chafspolitik muß es sein, einem möglichst 
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Laßt die Gaste 
zu uns. 

großen Kreis den Zugang zur unternehmeri schen 
Bet/:ltigu ng zu erle ichtern. 

4. Fremdenverkehr und Naherholung 

Die F. D. P. Hessen sieht im Zusammenhang mi t 
zunehmender Frei zei t brei ter Bevölkerungs­
gruppen neue Aufgaben, die nicht ohne Mit­
wirkung der Öffentlichkeit zu lösen sind . 
Neben einem erwei ter ten Bildungsangebot ist 
der Ausbau der Erholungsmöglichkei ten in ge­
eigneten Erholungsräumen und die Förderung 
des Breitensports zu berUcksichtigen, sowie die Er 
Bestrebungen hinsicht lich einer "aktiven" Ur­
laubsgesta I tung. 

Der vom Hessischen Min ister fU r Wi rtschaft und 
Technik begonnene Weg, den Fremdenverkehr 
aus se inem bisherigen Schattendasein herauszu­
führen und ihn zu einem wicht igen wirtschaft-
I i chen Fak tor in Hessen weiter zu en twi cke In, 
wird von der F.D.P. unters tUtzt . In landschaft ­
lich dafUr geeigneten Gebieten in Hessen ist die 
Entwicklung des Fremdenverkehrs ein wichtiges 
Ins trument zur Verbesserung der Wirtschaftsstruk­
tur . Bei der immer stärker werdenden Belas tung 
des arbei tenden Menschen wi rd vor allem de n 
Na herholungsmöglichkeiten in der Zukunft eine 
sehr große Bedeutung zukommen. Die Entwick­
lung einer leistungsfähigen Fremdenverkehrs­
wirtschaft ist in der Förderung von Mittel- und 
Kleinbetrieben Teil echter Mittelstandspolitik . 
Die kUn ftige betriebl iche Förderung dient vor 
allem der qualitativen Verbesserung der Fremden­
verkehrsbetriebe • Die Erholungsla ndschaft soll 
desha Ib durch die Schaffung neuer Na turporks, 
Wosserwanderwege , Campi ngplatze und Angel­
mög li chkei ten verbessert werden. 

Eine geziel te Werbung in den Lände rn, aus denen 
Hesse n die meisten Feriengäste erwartet, ist zu 
ve rstärke n. 

Entsprechend der Nachfrage is t das Angebot in 
den hessischen Fremdenverkehrsgebieten zu ver­
besse rn . 
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Energi e ohne Kri se • 
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Der Ausbau bestimmter Urlaubsfarmen wie 
Fami lienerholung, Jugendreisen, Hobbyurlaub, 
Ferien auf dem Bauern hof, ist zu verstörken 
und durch Maßnahmen zur Saisonverlöngerung 
z u ergänzen. Der Weiteren twicklung des Kon­
greßreiseverkehrs komm t eine besondere Bedeu­
tung zu. 

Die Bi ldung eines einheitlichen Fremdenver­
kehrsverbandes in Hessen wird gefordert. 

Energiepo lit i 

Das von der Landesregierung in dieser Legislatur­
periode vorgelegte energiepolitische Gesamtkonzept 
ist fortzuschreiben. Die Versorgung der hesslschen 
Wi rtschaft und der privaten Verbraucher mit aus­
reichender und preisgUnstiger Energie gehört zu den 
Schwerpunk ten der hess ischen Landespo Ii ti k . 

Die Kernenergie wird fUr die Stromversorgung in 
Hessen wesentlich an Bedeutung gewinnen. Um 
eine ausreichende Kapazitä t aufbauen zu kön nen, 
ist die Aufklörungsarbeit Uber die Sicherheit von 
Kernkraftwer en zu versttlrken. Ferner hat die 
Landesregierung dafU r zu sorgen, daß das Ge­
nehmigungsverfahren zur Errichtung von Kernkraft­
werken du rch Zusammen legung der Zuständi gkei ten 
verkUrzt werden kann. 

Alle Impor tmöglichkeiten fUr Energie und Energie­
rohstoffe sind, wie in der derzeitigen Legislatur­
periode vom Hessischen Wirtschoftsminister bereits 
begonnen , konsequen t auszunu tzen und auszubauen. 
Hierbei muß darauf geachte t werden, daß keine 
einseitige Abhängigkeit von Energierohstoffen oder 
Lieferan ten ein tri tt . 

Um vor ollem die strukturschwachen Gebiete des 
Landes mit preiswerter Energie zu versorgen, ist 
die ErrichTung einer Erdölraffinerie in Nord-Hessen 
dringend notwendig. 
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Die in Hessen noch vorhandenen Energierohstoffe 
sind auf ihre wir~choftliche Nutzbarkeit hin zu 
prufen, wobei vor allem Verfahren wie die Ver­
gasung von Braunkohle gefördert werden sollten . 

Alle gesetzlichen Bestimmungen sind daraufhin zu 
UberprUfen, ob durch Auflagen die Ausnutzung der 
Energie verbessert werden kann. So sollte z.B. 
die Bauordnung durch Vorschriften über bessere 
Wärmedämmung in Gebäuden ergänz t werden. 

Fe 
Ei 

Fö 
lie 
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IV. VERKEHRSPOLITIK 

Verkehrspolitik heißt für die F.D.P., für eine 
wirtschaftlich und verkehrlich sinnvolle Aufgaben­
verte i lung zwischen den ei nze Inen Verkehrsorten 
Sorge zu trogen. Dabei sind die Verkehrswege mehr 
als bisher mit den Vorstellungen der Raumordnung 
abzus t immen. Die Erfordern isse des Umwe I tschu Izes 
verdienen Beachtung bei a lien Maßnahmen . 

Fahr mit der 1 • Schienenverkehr 
Eisenbahn . 

Der Deu tschen Bundesbahn als einem der nicht zu 
ersetzenden Verkehrsträger kommt insbesondere bei 
den Fernverbindungen eine besondere Bedeuhmg zu. 

a) 	 Der Bau der Ergänzungsstrecken Köln - Groß­
Gerau und Hannover - Gemünden mit Stationen 
in Limburg, Raum Frankfurt, Kassel und Fulda 
ist verstärkt voranzutreiben. 

b) 	 Das großräumige Angebot der Deutschen Bundes­
bahn im Intercityverkehr ist im Bezirksverkehr 
durch ein darauf abgestimmtes Nahverkehrsnetz 
zu ergänzen, das in Häufigkeit und Komfort ent­
sprechend attraktiv zu gestalten ist. 

cl 	 Bei Sti lIegung nicht mehr ren tob ler Strecken is t 
mindestens ein wertgleicher Ersatzverkehr au f 
der Straße zu gewährle isten . 

Förderung des äffen t ­ 2. Öffen tl i cher Personennahverkehr 
lichen Nahverkehrs. 

Beim öffentlichen Personennahverkehr soll dos Ver­
kehrsangebot wei ter ausgebau t und verbessert werden. 
Nicht nur in den Verdichtungsräumen', sondern auch 
fUr die Mitbürger in den ländlichen Gebieten is t es 
zu ei ner überzeugenden Alternative zu entwi cke In. 

a l 	 Durch Verkehrsgemeinschaft und Verkehrsbund, 
moderne Fahrzeuge und genügend hohe Reisege ­
schwindigkeiten ist die Attraktivitä t des öffent­
lichen Personennahverkehrs zu steigern. 
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b) 	 Stroßenbahnen und Busse und Toxen sind in den 
Kerngebieten der Sttldte mlSgl i chst getrennt vom 
Individuolverkehr zu fUhren; den öffentlichen 
Verkehrsmitteln soll be i der Verkehrsregelung 
Vorrong eingertlumt werden. 

c) 	 Die Linien des öffentlichen Personen-Nahverkehrs 
sind auch in verkehrsschwochen Zeiten zu be­
dienen, wobei der Tarifverkehr zur Verbesserung 
des Verkehrsangebates in den Nahverkehr störker 
mit einbezogen werden sollte. 

d) Durch den Ausbou des park-and-ride-Systems so II 
der Übergang vom Individual fahrzeug ouf die 
öffentlichen Nahverkehrsmittel attraktiver werden. 

e) 	Die Steuerohzugsföhigkeit der km-Pauschale soll 
unabhängig vom Beförderungsmitte I garantiert 
werden. 

f) 	 FUr den öffentlichen Pe rsonen-Nahverkehr sind ­
insbesondere auch fUr die Abge Itung von gemein­
schaftlichen Losten - Förderungsmittel bereitzu­
stel len, um kostendeckende Tarife im SchUler- und 
Berufsverkehr zu garantieren. 

g) 	 Streckenstillegungen der Bundesbahn dUrfen nur er­
folgen, we nn die bisher ange fohrenen Orte kUnftig 
durch andere öffentliche Verkehrsmittel weiter be­
dien t werden. 

h) 	 Neue Verkehrstechniken sind zu erproben und Ver­
suchsstrecken in bere i twi lI i gen Stödten durch 
Bereitstellung von Mittel n zu fördern. 

Platz für Autos. 3. I nd iv i dua Iverkehr 

Das Auto ist Ausdruck gestiegener Mobilit!:!t und bringt 
dem Menschen be i verantwortungsbewußter Benutzung 
größere Unabhängigkeit von Zeit und Rau. Es ist als 
Individualfahrzeug das ideole Verkehrsm ittel zur Er­
schi ießung der Flöche. 

a) 	 Der Fernstroßenbau soll entsprechend den nochge­
wiesenen Notwendigkeiten bessere Verbindungen 
zwischen den ländlichen Rtlumen und den Zentren 
der Regionen schoffen . 
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Besonders gi It es, die Engstellen im Fernstraßen­
netz z. B. durch zusätzliche neue Flußübergänge 
oder die Aussche I tung schwierige r Ortsdurch­
fahr ten vordringlich zu besei tigen. 

b) 	 Dos Straßenne tz in den Außenbereichen derlrs 
Ballungsgebiete ist a uf die Funkt ion des Au tos 
als Zubringer zum Nohverkehrsmi lte I auszurichten . 

~r c) 	 Sofern gut ausgebaute Nahverkehrssysteme zur 
Verfügung stehen, ist der Pkw-Pendlerverkehr 
durch gezielle, ve rkehrs lenkende Maßnahmenoll 
(z. B. Erhöhung der Parkgebühren) aus den Kern­
gebieten der Städte fernzuha Iten. 

~n . 

d) Für den Wirtschaftsverkehr ist a uch innerhalb der 
Städte ein ausreichendes leistungsfähiges Stroßen­
ne tz vorzu ha I ten . 

n­ 4. Verkehrssicherheit 

Die große Zah I von Verkehrsopfern auf unserenund 
Stra ßen erfordert ol le Anstrengungen, den Straßen­
verke hr si cherer zu ges ta I ten . 

er­
a ) 	 Das rich tige Verhalten im Straßenverkehr sol l nflig 

über ei n um fassendes Verkehrserziehu ngs- undbe-
Ausbi Idu ngsprogramm o l len - insbesondere den 
Kindern und älteren Me nschen - v,ermi tte lt wer­

Ver­ den. Die Verkehrssicherheits lehre muß ein Schwer­
punkt der Fahrousbi Idung werden. 

b) 	Auch be im Fahrzeug müssen die Bemüh un gen um 
größere Sicherheit verstärkt werde n . Ob ligatorische 
Kop f- und Nackenstü tzen, glei che Stoßstangen­
höhe und Verbundglas bei al len Pk w kön ne n bereits 
e inen großen Beitrag le isten.bringt 

:ung c) Die Beseitigung von Unfallschwerpunkten ist we i ter ­
als hin mi t Vorrang zu be treiben; hierfür si nd aus­

Er- rel chende Mitte I bere i tzus te lien. 

d) Mehr Fußgängerunter- und überfüh rungen sollen 
1ge­ auch für die Fußgänger me hr Sicherhei t bringen. 
~n 

e) Das Unfallret tun gswesen ist durch die Erhöhung derIren 
Zahl der Notarztwogen, der vom Straßenverkehr 
unabhängigen Rettungshubschrauber und ei n System 
von Notrufscj'u len aus zu bauen. 
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Eine wirtschaftlichere 
Landwi rtschaft • 

V. AGRARPOLITIK 

Landwirtschaft sichert die Venorgung der Ver­
braucher mit hochwertigen Nahrungsmitteln in 
ausreichendem Umfang und sie erh~ lt die Kultu .... 
landschaft durch aktive Nutzung. Eine gepflegte 
Kulturlandschaft ist Voraussetzung fUr den Lebens­
wert im I~ndlichen Raum und Erholungsmöglich­
kei ten der st~dti schen Bevölkerung. Zusammen mi t 
der wirtschaftlichen Nutzung der Waldbesttinde 
durch die Forstwirtschaft ist die Landwirtschaft 
kei n Randgebiet, sondern ein wesentlicher Bestand­
te i I in unsere m Wi rtschafts­ und Sozi algefU ge . 

PI 
Be 
H 

Die Agrarpol i ti k der Freien Demokraten in Hessen 
ist auf das Wohl der Menschen 1m I~ndlichen 
Raum ausgerichtet. Sie hat eine vernUnftige Ent­
wicklung diese Raumes zum Ziel. Dos kann nu r 
erreicht werden, wenn die Existenz der Landwirt­
schaft gesichert wird. Existenzsicherung fUr Land­
wirte und ihre Familien liegt in hohem Maße im 
Interesse der gesamten Bevölkerung. 

Die F. D. P. Hessen fordert daher: 

1. Sicherung des landwirtschaftlichen Eigentums . 
Grund und Boden ist fUr die Landwirtschaft 
Produktiansgrundlage und kein Spekulations­
ob jekt. 

2 . Aktive Einkommenspoli tik vor ollem auf Bundes­
ebene und in den Europ~ischen Gemeinschaften 
als Bestandte i l oller Förderungsmaßnahmen. 

3 . UnterstUtzung der Weiterentwicklung landwirt­
schaftliche r Va 11 e rwerbsbe triebe durch das 
"Ertl ll -Programm, dos die Landwirte am wirt­
schaftlichen Gesamtwachstum teilhaben I!:Ißt. 

4. Förderung der Zu- und Nebenerwerbslandwirte 
durch soziale Erg!:lnzungsmaßnahmen, 

Dynamisierung der Altershilfe, 
Landwirtschoftli che Krankenversi cherung, 
Londabgobepr!:lmie, 
Landabgaberente . 
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Programm fUf die 
Bauern in den 
Höhengeb i e ten • 

·s­
n 

Forderung fUf Hessen: 

Die Landwirtschaft in den von der Narur be­
nachteiligten Höhengebieten ist noch den Richt­
linien eines" Bergbauemprogrammes " zu fördem. 
Dieses Programm ist vordringlich, da die Gefahr 
der Auswei rung von Brachfltlchen durch umfang­
reiche Betriebsstillegungen in den Problemgebieten 
besteht, die sptiter auf Kosten des Steuerzahlers 
gepfl egt werden mUssen • 

Landwirtschaftliche Nutzfltlchen sind in den 
Ballungsgebieten in die sttidtebauplanerischen Maß­
nahmen mit einzubeziehen und als GrUnzonen und 
Luftschneisen zwischen den Wohn- und Gewerbe­
gebieten auszuweisen. Dies dient der Erhalrung 
des biologischen Gleichgewi chts in der Natur. 
Landwi rtsch oftl i che In tens i vfltlchen mi t gu ten Mark t­

und Absatzchancen bleiben erhalten. 
Zur sinnvollen Verwendung und wi rtschaftli chen 
Nutzung der Inclustrieabwtirme sind in unmittelbarer 
Ntihe entsprechender Industrieanlagen Fltichen 
fUr landwirtschaftliche Unterglaskulruren auszu­
weisen. 

Diese Bundesprogramme mUssen durch flankierende 
Regionalmaßnahmen des Landes zur Wirtschafts­
strukrur gestHrkt werden. Dort, wo großrtiumige 
Entwicklung zur Sozialbrache bereits begonnen hat, 
sollen die unbewirtschafteten Fltlchen mit statt-
Ii cher Hi He extensi ver landwi rtschaftl icher Nutzung 
zugefUhrt werden. 
In Hessen muß die Selbstverwal tung der Landwirt­
schaft durch Erweiterung der Rechte der Gebiets­
agrarausschUsse und des Landesagrarausschusses 
wei ter gestHrkt werden. 

Die Bodenmobilittit muß verbessert werden. Um den 
landw i rtschaftl i chen Struk turwandel zu unterstU tzen, 
ist der Bodenfonds wei terzuentwickeln. Der land­
aufkauf ist zu intensivieren, damit genUgend land­
wirtschaftliche Nutzflttche zur Aufstockung förde­
rungswUrdiger Betriebe zur VerfUgung steht. Ebenso 
soll der Landauffang fUr Zwecke der Infrastrukrur 
und Wirtschaftsförderung ausgedehnt werden, damit 
in I/:Indlichen Gebieten ohne Gefahr der Boden­
spekulation außerlandwirtschaftliche Arbeitspltltze 
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zur VerfUgung gestell t werden kön nen. Der staat­
li che Landbesitz ist diesem Bodenfonds zuzu fuh ren • 

Die landwi rtschaftli chen Vermarktungseinrichtungen 
si nd zu störken . Dabei kommt es vor allem don:lUf 
an f Schwerpunkte in der Ntthe der landwirtschaft­
lichen Produk ti on zu bi lden. 

Das landwi rtschaftli che Fachschu lwesen muß weiter 
ausgebau t werden. FUr Fachousb i ldung und fach­
liche Erwochsenenfortbi ldung ist ein integriertes 
berufl i ches Bi Idun gssystem zu en twi ckeln. Di e Ein ­
hei t von Schu le und Bera tung gewtlhrleistet eine 
praxi $Ori entierte und IUckenlose Aus- und Wei ter­
bildung. Die Durchlttssigkei t in allen Bildungs­ u 
stufen mu ß geschaffen werden f wei I der zwei te u 
Bi Idu ngsweg fUr den Itlnd l iche n Raum auch in Zu­
ku nft große Bedeutung hoben wi rd. 
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VI. UMWELTPOLITIK 

Umwelt, keine 
Unweit. 

Umweltpolitik hat fUr die F.D.P. den gleichen 

Rang wie soziale Sicherhei t . Ziel der F .D.P. 

Hessen ist es, jedem BUrger die fUr seine Gesund­

heit und sein Wohlbefinden notwendige Qualitöt 

seiner Umgebung bei größ trmSgli cher Erhaltung 

persönlicher Freiheit auch fUr kUnftige Generationen 

zu sichern. Umweltschödigung ist kriminell, Um­

weltschutz hat Vorrang vor hemmungslosem Wi rt­

schaftswachstum . 


Wasser , Boden, Luft 


Der Wasserhausholt ist in Gefahr. Geeignetes 

Wasser fU r die Versorgung der Bevölkerung wird 

immer knapper. Abfölle, Streusalz und Chemikal ien 

belasten Grundwasser, Btlche und Flusse. 


Deshalb fordert die F.D.P . Hessen: 


1. 	Kanalisation ohne Kltlronlagen darf es nicht 
mehr geben. Klöranlagen mUssen neben der 
mechanischen eine biologische Re inigungss tu fe 
aufweisen . Ziel ist die Ergtlnzung durch eine 
chemische Stufe. 

2. 	Zu jedem Flöchennutzungsplan ist der Ge­
nehmigungsbehörde gegenUber die schadlose Ab­
wosser- und Mullbeseitigung nachzuwe isen. 

3. 	Trinkwasser darf nicht als Brauchwasser ver­
schwendet werden. 

Der Boden als die natUrli che Grundlage fUr unsere 
Nahrungsmi ttelerzeugung muß van Schadstoffen frei­
gehal ten werden. 

Die Luftverunreinigung hat bedrohliche Ausmaße an ­
genommen. Schadstoffe in Autoabgasen, aus In ­
dustrieanlagen und aus Heizungsanlagen und p rivaten 
HaJJshal ten ge föhrden die Luft zunehmend. 
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Gesunde Lebensmi tte l . 

Deshai b fordert die F. D. P. Hessen: 

1. 	Strenge AusfUhrungsbestl mmungen zum Bundes­
immi ssionsschu tzgesetz. 

2. 	Weitere Verringerung des Bleige holtes im 
Benzin. 

3. 	GrUnflächen, Baum- und Strouchbesttlnde sind 
Nbesonders in den Ballungsgebieten z u ver­


größe rn . 


Schutz vor gesundhei tsschtldl i chen Stoffen In 

Lebensmitteln. 

Die Gesundhei t des Menschen ist vor schtldli chen 
Bei mengungen in Lebensmi tteln und Schadstoffen 
aus GebrauchsgUtern zu schUtzen. 

1. 	Zustltze zu Lebensmitteln sind auf das unab ­
wendbar no twendi ge Moß zu begrenzen. Ge­
sundhei tsschtldlic he Zusotzstoffe, deren An­
wesenheit in Lebensmitteln nicht bereits umwelt­
bedingt und dami t fUr den Erzeuger unvermeidbar, 
sondern im wesentli chen eine Folge von WIoß­
nohmen zur Ertragssteigerung ist ( z.B . Wuchs­
stoffe , Antibi otika, Dopingmi ttel , Lagerungs­
schutz:mitteI u .0. ) können die zum Verzehr an ­
gebotenen Lebensmi tte I kUnfti 9 ni cht mehr ge­
duldet werden. 

2. 	Die Anwendung von nicht oder nur unvoll ­
sttlndig abbau baren chemischen HIlfsstoffen im 
Bereich der Landwirtschaft, die in die mensch­
liche Nahrung gelangen können, sowie die Be­
lastung der Umwelt mi t solchen Stoffen bei 
techn ischen Prazessen, z. B. mit gifti gen Schwer­
metallen, muß schnellstens beende t werden. 

3 . 	Die Kontrolle von Lebensmitteln und GUtern des 
ttlglichen Gebrauchs, insbesondere von Import­
waren, auf nicht abbaubare Umweltgifte, die 
sich im menschlichen Organismus anreichern, aber 
auch sonstige die Gesundheit schtldigende Stoffe, 
muß erhebl i ch versttlrkt werden. Die chemi schen 
Landesuntersuchungstlmter sind dementsprechend 
mit zustltzlichen finanziellen Mitteln auszu­
statten. 
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4. 	Die Ergebnisse der Untersuchungen sind in 
regelmößigen Abstöoden zu veröffentlichen, 
um auf diese Weise die Verbraucher mehr 
als bisher zu qualitötsbewußtem Kauf zu ver­
anlassen. 

Nutzt den Mull. Abfallbesei tigung . 

Abfölle sind als Rohstoffe zu betrachten . Ver­
brennung ist Vernichtung von Rohstoffen. Kom­
postierung und Wiederverwendung ist zweckmMig. 

Deshalb fordert die F.D.P. Hessen: 

1. 	 In Abföllen enthal tene Rohstoffe sollen wieder­
gev.<>nnen werden. M.J II kompost ierung ist der 
Verbrennung vorzuziehen. 

2. 	Ein Landesmodell zur Rohstoffwiedergewinnung 
ist vordringlich zu fördern. 

t- 3. SondermUII-Deponien sind nach strengsten 
Ri chtlinien zu Uberwochen. Giftstoffe mUssenIOr, 
schadlos besei tigt werden. Ein landeseigenes 
Überwachungssystem muß vom Erzeuger Uber den 
Tran sport bis zur schad losen Beseitigung den 
Sondermull kontroll i eren. 

4. 	 Die Gifrmullbeseitigung ist nicht mehr von 
privoren Unternehmen durchzufuhren, sondern 
in noch zu erstellenden Anlagen des Landes 
in eigener Regie durchzufuhren . 

5. 	Giftmullfahrzeuge sind mit besonderen Kenn­
zeichen zu versehen. 

6. 	Die Gemeinden sind zu verpflichten , AI tölsommel­er ­
stellen fUr private Ablieferer einzurichten 
( kostenlose Altölannahme ). 

es 
Vepackung 

lber Verpackungen sind nach Art und Umfang so her­
fe, zustellen, daß ein möglichst geringer Abfall ent­
en steht I der wiederverwertet oder im Kompostierungs­

verfahren bese i ti gt we rden kann. 
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Eile leise. 	 Ll!nnschutz • 

Ll!nn mach t krank. Flughl!fen, Autobahnen und 
Bundesstraßen inmi Iten von Ball ungsrtjumen be­
lasten die BUrger Uber Gebuhr und schlXiigen ihre 
Gesundhei t • 

Deshalb fordert die F. D.P. Hessen: 

1. 	 Maßnahmen zum Schallschutz von Wohngebieten, 
Krankenh!iusern, AI tenhei men, Kindergörten und 
Schulen mUssen verpflichtender Bestandteil der 
Bouleilplanung werden. 

2. 	 LHnngrenzwerte, wie sie schon fUr Industrie­
betriebe und Baumaschinen gelten, sind auch 
fUr den Verkehr zu erlassen. 

3. 	Staat und Kommunen durfen bei Neuanschafful'\S 
Zlvon Nutzfahrzeugen nur solche Typen beruck­

sichtigen, von denen die Ll!nngrenzwerte fUr 
Pel"$Onenwogen nicht uberschritten werden. Beim 
Ausbau öffentlicher Verkehrsmit tel ist der neueste 
Stand der Technik, sowei t er Ll!nnlinderung zu­
lößt, sttlrker als bisher zu berUcksichtigen . 

4. Die Entwicklung umweltfreundlicher Antriebe 
( z.B. Elektromotor) ist durch en~rechende 
Finanzhilfen und steuerliche VergUnstigvngen 
vorrangig zu fördern. Nach Abschluß der Er­
probung sind solche Antriebsarten verbindlich 
ei nzu fuh ren . 

5. 	Die Beeintröchti gvng gegenUber den Anliegern 
der Ortsdurchfahrten sind durch den verstl!rkten 
Bau von Ortsumgehungen zu reduzieren. 

6. 	Unter BerUcksichtigung wirtschaftlicher Gesichts­
punkte und bei der t-klgl i chkeit, den Verkehr 
Uber zu mutbare Parallelstrecken zu fUhren, ist 
sowohl in dicht besiedelten Wohngebieten als 
auch in Erholungsgebieten ein LKW-Nachtfahr­
verbot auszusprechen. 
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Energi e und Umwel t 

Si cherung der Energieversorgung und Umwel tschutz 
sind gleichrangige Faktoren. 

Deshalb fordert die F.D.P. Hessen: 

1. 	 Kraftwerke si nd nach Art und Stondort so an­
zulegen, daß ein größtmöglicher Umweltschutz 
ge~hrl eistet ist. 

2. 	 Die AbwörTne IIOn Kraftwerken und Industriebe ­
trieben soll mehr als bisher fUr Heizzwecke ge­
nu tzt werden. 

3. 	 Umweltfreundliche Brennstoffe, wie entschwefeltes 
Heizöl und Erdgas, sind zu bevorzugen. 

ZurUck zur Natur. Naturschutz und Landschaftspflege 

Die Zerstörung der ungeschUtzten Natur bedroht 
unsere elementaren Lebensgrundlagen: Wir brauchen 
ein Naturschutzgesetz. 

Deshalb fordert die F.D.P. Hessen: 

Umgenend AusfUhrungs'::>estimmungen zum Landschafts­
pflegegesetz mit dem Ziel 

1. 	 den Naturschutz zu gewt2hrl eisten 

2. 	eine vernUnftige Entwicklung der Landschaft 
zu garantieren 

3. 	 Raubbau und Zerstörung aus kommerziellen 
GrUnden zu verhindern 

4. 	den Erholungswert fUr die Bevölkerung zu er­
halten . 

Voraussetzung dafur ist, daß di e Landschaftsrahmen­
pi tlne verbi nd I i ch werden. 

Umweltbewußtsein und Umweltforschung 

Die Bedeutung des Umwel tschutzes muß jedermann 
bewußt werden . 
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Wer schadet, soll 
zahlen. 

Deshalb forde rt die F.D.P . Hessen: 

1. 	Die Öff~n tlichke i t mu ß Uber Rechte, Pflichten 
und Iv\ögl ichkeiten, aktiven Umweltschu tz zu W 
betreiben I geziel ter informiert werden. 	 st 

2. 	Umweltkunde soll Bestondt~iI des Unterrichts 
an allen Schulen sein. 

3. 	Lehrer und Ausbilder mUssen en tsprechend vor­
gebildet werden. Die Volkshochschulen werden 
auf~fordert, umwel tkundl iche Themen in ihr 
Programm aufzunehmen. 

4. 	Umweltbezogene Forschung ist verstörkt zu 
fordern. 

Verursacherprinzip und Kontrolle 

Verstöße gegen Prinzipien des Umweltschutzes sind 
keine Kavaliersdelikte. 

Deshalb fordert die F . D.P. Hessen: 

Wer Umweltschöden verursacht, ist dofUr voll zur 
Verantwortung zu ziehen. 

FUr olle einschlligigen Produkte ist der Nachweis 
der Umwel tvertrögli chkei t bei Herstell ung, Verbrauch 
und Beseit igung zu erbringen. 

FUr olle Berei che des Umwel tschutzes ist ei ne 
personell und materiell angemessene Ausstottvng 
der Kontroll- und Überwachungsorgane sicherzu­
stellen. 
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VII . LÄNDERNEUGLI EDERUNG 

Weni ger LHnder, 
stHrkere LHnder. 

Ir 

s 
auch 

Nach Auffassung der F.D.P. kann der Förderolismus 
seine verfassungsrech tliche Funktion nur erfullen, 
wenn leishJngsfHhige LHnder ihre eigenen Aufgaben 
sowie Begrenzung und Kontrolle Ixmdesstaatlichen 
Handeins wahmehmen. Der Schutz, den die LHnder 
nach dem Grundgesetz genießen , bedeutet zuglei ch 
die Verpflichtung, Organisation und Grenzen zu 
Uberdenken, da der modeme Sozialstaat von 
le ishJngsfHhigen LHndern getragen werden muß, wenn 
gleichwertige Entwicklungschancen geschtlffen werden 
sollen. 

LHndergrenzen durchschneiden heute in vielen 

FHlIen Verdi chhJngsrHume, Stadtregionen , 

ZentrolitHts- und VerflechhJngsbereiche, Wirt­

schaftsrHume und verlaufen zum Tei I auf Ver­
di chtungsbHndem und EntwIcklungsachsen . 


LHndergrenzen erschweren durch die Auf teilung 
solcher Röume in verschiedene staatli che Berei che 
eine notwendige einheitli che Planung . 

Einige LHnder sind nach Größe und LeishJngs­
fHhigkeit - wie der Bericht der SachverstHndigen­
kommission fUr die Neugliederung des Bundes­
gebietes zeigt - nich t aus eigener Kraft zur Er­
fUllung ihrer Aufgaben geeignet. 

Die F.D.P. wiederholt deshalb ihre Forderung nach 
Zusammenfassung der LHnder Hessen, Rheinland-Pfalz 
und Saarland unter BerUcksi chti gung aller raum­
ordnerischen VerflechhJngen als ersten Schritt einer 
Löndemeugliederung des Bundesgebietes. 

Der Zusammenschluß der drei LElnder steigert nach 
Feststellung der SachverstHndigenkommission fUr die 
Neugliederung des Bundesgebietes die wirtschaftli che 
LeistungsföhigkeiL Das Bruttosozialprodukt je Kopf 
der Wohnbevölkerung lag 1970 im Saarland weit unter 
dem Bundesdurchschnitt , in Rheinland-Pfolz gering­
fUgig darunter, in Hessen darUber. Der Neugliederungs­
vorschlag der F.D.P . wUrde zu einer Ausgewogenheit 
fuhren. 
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Aus GrUnden der wi rtschaftl i chen Zweckmößigkei t 
und der Raumordnung wUrden noch dem Neu­
gl iederungsvorsch lag der F .D.P. die gegenwörtigen 
Landesgrenzen nicht mehr lönger hochgradige Ver­ "di chtunguonen in Rhei n-Mai n und Rhein-Neckar y. 

sowie zentrale Verkehrsachsen und Stadtregionen 
durchschneiden. 

Der Zusammenschluß wurde zu einem Bundesland 
mit befriedigender Finanzausstattung fUhren. Das 
Saarland bleibt bis heute noch weit hi nter dem 
Bundesdurchschni tt zurUck, auch das Land Rhein­
land-Pfalz verfUgt nac h wie vor Uber e ine unbe­
friedigende Fi nanzausstattung. An die Stelle von 
gegenwörtig zwei Finanzschwachen und einem 
Finanzstörkerem wUrde auf Dauer ein größeres 
Bundesland mi t vertretbarer Finanzausstattung t reten. 

Der Zusammenschluß wUrde die politische Handlungs­
föhigkei t des Bundeslandes erhöhen. Landespoli tische 
Entscheidungen wurden in einem größeren Bundes­
land größeres Gewi cht erhol ten; Engagement und 
Interesse der BUrger wUrden langfri sti 9 störker fUr 
die Landespol i tik ak tiviert werden kön:1en. Mi t der 
Besei ti gung der Landesgrenzen wUrden demokra ti sche 
Einflußnahmen auf die Planung störker möglich, da 
nicht mehr in Ballungsgebieten zwischen de n Löndern 
nur per Kaordinieru ng durch die Exeku tive Raum­
ordnung be trieben wUrde. 

Der Zusammenschluß wurde die administrative 
Leistungsföhi gkei t verbessern . Sowohl Saarland 
als auch Rheinland-Pfalz weisen nach den Fest­
stellu ngen der Sachverstöndi genkommi ssion ni cht 
die Mindesteinwohnerzah l auf, die fUr eine ange ­
messene Erledigung der Verwaltungsaufgaben vor­
ausgesetzt wird. 

Der Zusammenschluß lößt geschichtliche und 
ku lture l le Zusammen htinge sowie landmonnschaftli che 
Verbundenhei t ni cht außer acht, wie dies bei der 
Bildung der Bundeslönder 1945 geschah, sondem 
knUpft a n historische Entwicklungen an. 
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VER'NALTUNGSREFORM 
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Vernunft in Verwaltung 
wa lten lassen. 
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Die Verwoltungsreform muß die Leistungsfl:lhigkeit 
der Verwol tung inder Anpassung an die stl:lndi g 
wachsenden Anforderungen gewl:lhrleisten und die 
Verwaltung zu einer echten Dienstleistung fUr den 
BUrger instandsetzen. Sie ist deshalb eine permanente 
Aufgabe . 
Die F.D.P. will deshalb eine sinnvolle Neuordnung 
von Aufgaben und Zustl:lndigkeiten sowie eine neue 
Aufgabenvertei lung zwischen der staatli ehen und der 
kommunalen Verwaltung. Sie fordert, die durch die 
Gebietsreform erfolgte Stl:lrkung der Funktion der 
Stl:ldte, Gemeinden und Kreise im Zuge der Ver­
woltungsreform weiter auszubauen und den begonnenen 
Weg durch weitgehende Verlagerung von Aufgaben 
möglichst bis auf die Gemeinde im Interesse des 
BUrgers fortzusetzen. 
Dabei ist die Effektivitl:lt der Verwaltung durch die 
Schaffung der organisatorischen Voraussetzungen fUr 
zUgige Arbeit und schnelle Entscheidung zu ver­
bessern . Vereinfachungsmöglichkeiten mUssen ge­
schaffen werden, entbehrliche Aufgaben sollen 
wegfallen. 

Die F.D.P. hot mit der Verlagerung der bisherigen 
Grenze der Zustl:lndigkeiten von Gemeinden mit 
10.000 Einwohnern auf Gemeinden mit 7.500 Ein­
wohnern seinen ersten Schritt vollzogen und eine 
weitere betrl:lchtliche Zahl von Gemeinden mi t mehr 
Aufgaben ausgestattet. Domi t wurde der au tamati sehe 
Aufgabenzuwochs, den die Gebietsreform durch Bildung 
größerer Gemeinden bewi rkt hat, verstl:lrkt. 

Die F.D.P. will dorUber hinaus Verlagerung von 
Aufgaben aus dem Hoheits- und Verwaltungsrecht, 
dem Kommunalwescn, der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, den Bereichen Wirtschaft und Ge­
werbe, WasserTeeht , des Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungswesens, des Brandschutzes, des Gesund­
heits- und Veterinl:lrwesens und der Forstangelegen­
heiten durchsetzen. 
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Auf der Ebene der Kreise und der kreisfreien Sttldte 
fordert die F. D. P. die Zusammenfassung aller ge­
eigneten staatlichen Verwaltungsfunktionen zu einer 
einheitlichen und Ubersichtlichen Verwaltung. Die 
bi sherige Zerspl i tterung der Organisation der staat­

lichen Verwaltung in eine Vielzahl von Sonderbe­
hörden muß ohne Benachteiligung fachlicher Belange 
besei tigt werden, dami t si ch der BUrger in einer 
Angelegenheit nicht IHnger an eine Vielzahl von 
Behörden wenden muß. 

Die Einheit der Verwaltung soll gewtlhrleisten, daß 
auf derselben Ebene im Interesse der Rationalisierung 
und Kostensenkung koordiniert und entschieden wird. 
Langwierige VerfahrensgHnge und Beteiligung der 
nl:lchsthöheren Ebene sollen ausscheiden. Die Einheit 
der Verwol tung bedeutet ni cht, daß alle Dienst­
leistungsaufgaben an einem Ort wahrgenommen werden 
mUssen . Di e F. 0 . P. vertri tt die Auffassung, daß 
die Einheit der Verwaltung auch in einer Dezentra­
li sisa Hon von Verwol tungseinrichtungen im Interesse 
des BUrgers organ isi ert werden muß. 

Die F . 0 .P. strebt mi t de r Verwi rkli chung der Ein­
heit der Verwaltung auf der Ebene der Kreise und 
der kreisfreien Stödte sowie durch eine möglichst 
weitgehende Verlagerung von Aufgaben den Weg­
fall der Regierungsprl:lsidenten als staatli che Mi ttel­
instanz on. 

Die Regierungsprl:isidenten werden bel Verwirkli chung 
der Einheit der Verwo l tung auf der Ebene des 
Kreises und der kreisfreien Stadt in Frage gestellt. 
Sie verlieren wesentliche Koordini erungsaufgaben , 
die schon auf der unteren Ebene erledigt werden 
können . 

Auf der Ebene der Ministerien ist eine Überprufung 
der Zustöndi gkei ten erforderl ich. Sie muß frei von 
jedem Ressortsegoismus die viel ftll ti gen RessortsUber­
schneidun gen beseitigen. 
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Innere Verwolrungsreform 

Das Ziel der Verbesserung der Funktionsftlhigkeit 
der Verwolrung erfordert nach Auffassung der 
F.D. P. gleichzeitig mi t der Verwoltungsreform die 
Arbeits- und Fuhrungsmethoden, die Aufbau- und 
Ablauforganisa tion der Verwalrung zu verbessern. 

Der Zugang zum öffentlichem Dienst muß die er­
forderliche Vielfalt der Bildungsabschlusse be­
rtI cks ich ti gen. 
Ein Wechsel zwischen öffentlichem Dienst und 
anderen - insbesondere dem pri vatwi rtschaftlichen 
Berei ch - ist zu fördern. 

Die Personalsteuerung muß eine optimale berufliche 
Entwi cklung der Mi tarbeiter gewöhrleisten. Beur­
tei lungen mUssen transparente und nachprtlfbare 
Feststellungen Uber die Beföhigung des einzelnen 
und die Arbeitsergebnisse beinhalten. Verfahrens­
regeln haben die Orientierung der Pe~nolent­
scheidung an objektiven Kriterien zu sichern. 

Versttlrkte Betonung des kooperativen FUhrungs­
und Arbeitsstils ist notwendig. Hierzu gehören vor 
allem die Förderung der Möglichkeit und Bereit­
schaft zu eigenverantwortlichem und selbstöndigem 
Arbe iten , zur Föhigkeit vorausschauenden HandeIns 
im Hinblick auf neue Entwicklungen und zur 
I nnovati on . 

Teamarbei t in Projekt- und Arbei tsgruppen ist zu 
institutionalisieren, um die. bisher vertikale 
Organisationsstruktur sttlrker zu einer horizontal­
koopera ti ven zu vertlndem . 

Berei tschaft und Föhigkeit zur Information und 
Kommunikation sind auf allen Ebenen der Ver­
walrung zu sttlrken. 

Die einzelnen behördeninternen Verwaltungsabläufe 
sind auf Vereinfachungs- und damit Rationalisierungs­
mögl i chkei ten zu Uberprtlfen. 
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Noch Abschluß der Gebietsreform in ~iten 
Teilen Hessens wird sich die F.D.P. in der 
ntlchsten Leg; slaturperiode nach ei ngehender 
Diskussion mit den betroffenen Sttldten und Ge­ ~ 
meinden und nach Anhörung aller Bevölkerungs­ ( 
kreise fUr eine dauerhafte Lösung des Stadtum­
landproblems in den Ballungsgebieten einsetzen . 
Der Stadtumlandverband inder z. Z t. vorge­
schlagenen Form stellt fUr die F.D.P. nur einen 
Dlskussionsvorschlag dar, der noch eingehender 
UberprUfung bedarf • 
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VIII. KOMMUNALE VERFASSUNGSREFORM 

Mehr Aufgabe n den 
Gemeinden. 

Die Gemeinde ist die Grundform politischen Ge­
meinwesens. Sie muß als dritte Kraft neben Bund 
und LHndern gestHrk t werden. I hre r Sei bstver­
waltung kommt im Aufbau des Staates eine wesent­
liche Bedeutung zu. Dieser Bedeutung muß eine 
ausreichende Finonzausstottung der Gemeinden ent­
sprechen, weil eine echte Entscheidungsmöglichkeit 
der kommunalen Selbstverwaltung mit den 
finanziellen Möglichkeiten steht und ftlllL Solange 
den Gemeinden keine ausreichenden eigenen Ein­
nahmequellen Z\Jr VerfUgung stehen, wird sich die 
F.D.P . im Rahmen des Finanzausgleichs weiterhin 
fUr eine VerstHrkung der Mittel Z\Jr freien VerfUg­
borke i t der Gemeinden gegenUber zweckgebunden 
ZuschUssen ei nsetzen. 

Liberale Kommunalpolitik ist Gesellschaftspolitik 
im unmi ttelboren Lebens- und Erfahrungsbereich 
der Menschen. Ihr vorrangiges Ziel ist, den Frei­
heitsraum des einzelnen vor allem dadurch auszu­
weiten,daß ihm mehr als bisher die Mitwirkung an 
den Entscheidungen in den Kommunen ei ngerl!umt 
wird. Dazu sind neben notwendigen Änderungen 
der hessischen Gemeindeordnung (HGO) und der 
hessischen Landkreisardnung (HKO) schon ietzt er­
weiterte Informations- und Mitwirkungsmöglichkei ten 
fUr den einzelnen, Gruppen von Burgem und die 
kommunalen Parlamentarier anzustreben . 

Die Amtszeiten der Landrtlte, BUrgermeister und 
hauptamtlichen Beigeordneten werden der Wahl­
periode der Parlamente angepoßt. 

Die F.D.P . fordert auf den Ebenen der Gemeinden 
und Kreise eine klare Trennung zwischen den 
Mitgliedem der beschließenden und den Mitgliedem 
der ausfUhrenden Organe . Sie strebt eine gesetz­
liche Regelung der Unvereinborkeit von Kreistags­
und Kreisausschußmandat mit dem Amt eines houp t­
amtli ehen kommunal en Wahl beamten und ehren ­
amtli chen Bei geordneten an . 
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Mehr Mach t dem 
BUrger. 

Si tzungen der Porlamen tsausschusse fi nden grund­
sötzlich öffentlich statt. 

Mit zwanzig Prozent der wahlberechtigten BUrger 
kann die Behandlung eines kommunal politischen 
Themas im Parlament bzw. im Ortsbeirot 
errei cht werden (Burgerbegehren ). 

Eine Portei oder Wöhlergruppe, die die SOlo-HUrde 
Uber.::pringt, erhölt den Status einer Fraktion . 

Einmal jöhrlich ist eine Mitgliedschaft eines Wohl­
beamten bzw. eines Gemeindevertreters oder Kreis­
tagsabgeordneten in Einzelfirmen , Gesellschaften 
bzw. deren Organen und Verbönden gegenUber 
dem Parlament offenzulegen . 

Auf Beschluß einer Fraktion in der Gemeindever­
tretung oder im Kreistag muß einem benannten Mit­
gl ied der Frak tion in die Verwol tungsakten Einsi cht 
gewöhrt werden. 

Die Stellung des RechnungsprtJfungsamtes und seine 
Verantwortung gegenUber dem Parlament ist zu 
störken. Auf Antrag ei ner Fraktion sallen dem 
RechnungsprtJfungsamt bestimmte PrUfungsauftröge 
ertei It und unmi ttel bore Auskunft verlangt werden 
können. 


Auf Antrag einer Fraktion muß ein Untersuchungs­

ausschuß gebi Idet werden. Neben demVotum der 

Mehrheit ist auch das Minderheitsvotum bei der 

Berichterstattung bekannt zu geben. 

Die Gemeindeordnung ist so zu ergtinzen , daß Unter­

suchungsausschUsse die fUr ihre Töti gkei t erforderl ichen 

Rech te hoben. 


Die kommunalen Verwaltungen sollen Informations­

steIlen fUr BUrger errrichten, die In der Loge sind, 

Auskunft uber die Ver wal tung selbst zu geben, Be­

schwerden entgegenzunehmen und Rechtshilfe zu 

leisten oder zu vermitteln. 
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Das Parlament so 11 in regel mtlßi gen Absttlnden 
BUrgerv~rsammlungen abhal ten. 

,e 
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Landtagswahlrech t 

Die F. D . P. Hessen strebt einLandtagswahl recht 
analog zur Wahl regelung des Bundes an. 

Die F.D.P . Hessen spricht sich fUr die Eirifuhrung 
des sog. ruhenden Mandats fUr Mi nister aus. 
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cht 

ne 

~$-

Unter­
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Mehr Demokratie 
in der Justiz. 

IX. JUSTIZPOLITIK 

Die rechtsprechende Gewalt mu ß den Platz erhalten, 
der ihr nach der Verfassung zukommt. Das Interesse 
des rechtsuchenden BUrgers fordert angesichts der ge­
se IIschaft li chen Enlwick lung, die rechtsprechende 
Gewalt effektiver zu gesta lten. 

Für die F.D.P. ist im Bereich der Rech~staatli ch ­

keit die Frage der Wirksamkei t des Rechtsschutzes 
von durchgreifender Bedeutung. Die F. D. P. hat seit 
Jahren gefordert, den in der hessischen Geri chtsbar­
kei t bestehende n Mißstand zu beseitigen, daß sich 
Gerichte in folge Personalmange ls im Grenzbereich 
zwischen Re chtsgewährung und Rechtsverweigerung 
befinden. 

Jul 
eir 

Die Justizhaushalte der vergangenen Jahre habe n ins­
besondere auch durch die Bemühunge n der F. D. P. 
zwar schon eine Verbesserung der Personalsituation in 
a llen Bereichen der Justiz gebracht; fü r eine weitere 
Verbesserung wird sich die F.D. P. einsetzen. In Zu­
kunf t sind aber auch a l le IVIöglichkeiten der Ratio­
nalisierung und Technisierung verstärkt auszuschöpfen. 
Dies gi It insbesondere für die Verwa llungs-, die 
Arbei ts­ und Sondergeri ch tsbarke it. 

Rechtspflegemi ni ster i um 

Das Justizministerium ist zu einem Rechtspflege ­
ministerium auszubauen . Entgegenstehende bundesge­
setzliche Vorschriften sind z u öndern. Die hessische 
Landesregierung wird aufgefordert, über den Bundes­
rat entsprechend ini! iativ zu werden. 

Richterwahl 

Die F.D.P. Hessen tri tt für eine Reform de r Richter­
wah l ein . Der im N amen des Volkes rechtsprechende 
Richte r bezieh t seine Legitimation aus der Volks­
souveränität. Daher kan n au f e ine mehrheitliche Ver­
tretung von Par lamentariern im Richterwahlausschuß 
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nicht verzi chtet werden. Jedoch darf der Richter 
nach de m Bi Id der Verfa ssu ng, insbesondere im 
Hinblick au f das Gewaltentei lungsprinz ip die Un­
abhä ngigkeit der re chtsprechenden Gewal t kein 
parteipo litischer Richter sei n . Daher muß im 
Richterwahl ausschuß die Ri chterschaft ange messe n 
durch van ihr gewä hl te Vertreter repräsentier t sein. 

N ach Ansich t der F .D.P . ist die Zuständigkeit des 
Richterwahlausschusses zu erweitern: Künfti g soll 
e r bei der Besetzung a ller RichtersteIlen mitbe­
stimmen. 

Einstufige Juristenausbildung 

In Hessen sol lte die Erprobung der einstufigen 
Ju ristenausbildung au fgenommen werden . De r Stand­
ort fUr d ie Erprobun g der ei ns tufigen Jur istenaus­
bil dun g so ll so gewöhlt werde n, daß ei nergrößtmög­
liche Zahl von Studenten e in Studium im Rahmen 
de r e instufi gen Ausbi Idung gewährt werden kan n, 
ohne daß dadurch eine Be schränkung von Studien­
p lätze n eintritt. Hierfür sind die notwendige n perso­
ne l ie n und sach I i ehen VorausselLungen zu schaffen. 

Zi el einer juristis che n Ausbi ldungsreform ist der 
kr iti sche, aufgeklärt handel nde Jurist, der an Recht 
und Gesetz gebunden, die Realität der Gesellscha ft 
und seine eigene Funkt ion sowie die des Rechts re­
flek tiert. Seine Aufgabe isl es, in dem Pro zeß des 
sich ständi g verändernden VerhClltnisses von Staat 
und Gesellschaft die freie Entfa ltung der Persönlich­
keit jedes einzelnen Bürgers in nerhalb der verfassungs­
mö ßigen Ordnung zu gewähr lei ste n und zu fördern. 

Na ch Ansicht der F.D.P. müssen im Si nne dieser 
Zie lvo rstell ungen Juriste n ausgeb i Idet werden, die 
o lle notwendigen G ru ndkenntnisse und Fähigkei ten 
besitzen, um die frei heitl ich-demokratische Ge­
se IIschoft im sozialen Rechtsstaat zu bewahren und 
zu fö rdern. 

67 



Strafe nich t aus 
Rache. 

Die eins tu fige Juris tenausbi Idung gliede rt sich in 
e in soz.i a l-wi sse nschaftl i ches-juristisches Grund­
studium , ein Hauptstudium und ein Vertiefungs­
studium. Der StLldiengang soll sicherste llen, daß 

a) 	 Theorie und Praxis durch mehrfachen Wechse I 
zwischen Studiu m und Praxis während der Au 
b i Idung besser zusammengeführt werden, 

b) 	 die bisher ungenügende Verb indu ng der Rechts ­
wi sse nschaften mit den an deren Sozia lwissen­
scha ften besei tigt wird, 

c) d ie bisherige übermäßig longe Dauer der Aus­
bildu ng von du rchschnat lich 8 J ahren verkUrzt 
wird , 

d) 	 die weitgehende Ve r lagerung der Ausbi Idung auf 
private Einrichtunge n au ßerha lb des Uni versi töts­
studiums und de s staat liche n Vorbere itungsdienstes 
bee ndet wird, 

e ) 	die stönd ige Einbezie hu ng der Reformerfa hrunge n 
in die Ausbi ldung mögl ich ist. 

Das System der Leistungsnachweise ist so zu gestalten, 
da ß es jedem Studierenden mög li eh ist I auch schon 
in der Eingangsstufe zu erkennen , ob es für ihn sinn­
vo ll is t , den Ausbildungsweg zum Juristen fort zusetzen . 

Stra fvo Ilzugsre form 

De r Strafvo ll zug so 11 de n Straftöter beföhigen, künftig 
e in Leben ohne Straftate n und in soz ia le r Veran twor tung 
zu fUhren . Desha lb muß e in Strafvollzugsgesetz ge­
schaffen werden , das diese m Zie le dient. Die F.D.P. 
wird darouf dringen , daß die Reform des Strafvol lzugs 
vorangetrieben wird . Nach dem geplanten Gesetz wird 
in Zuk unft der o ffene Strafvo llzug die Regel sein. Da­
fUr ha t d ie hess ische Landesregierung die erforderli chen 
Vorbe rei tungen zu tre ffen . 
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Die F. D. P. Hessen wird si eh fUr die besch leunigte 
Errichtung sozialtherapeutischer Anstalten einsetzen, 
in denen schwer persönlichkeitsgestörte StraftClter 
resozialisiert werden können. 

Die F.D.P. fordert darUber hinaus eine qualifizierte 
Ausbi Idung der im Strafvo Ifzug tötigen Beamten. Ins­
besondere sind verstärkt psycho logisch pödagogische 
Grundkenntnisse zu vermitteln . Nur so wird es 
möglich sein, daß der Strafvollzug seiner im eigent­
lichen Sinne sozialen Aufgabe gerecht wird. Die 
Ausbildung der Vollzugsbeamten muß durch Weiter ­
bi Idung verbessert und ergänzt werden. 

Die Arbeit der Gefangene n soll im Rahmen des Voll­
zugs seine FClhigkeiten erhalten und fördern. Dies 
ist nach Ansicht der F.D . P. Hessen nur möglich, 
wenneine tarifliche Bezahlung fUr alle Leistungen 
eingefuhrt wird. 

en, 

m-
zen. 

Jeder Gefangene hat ein Anrecht a uf e ine sinnvolle 
und seinen Fähigkeiten entsprechende Arbe it. Das 
Wiedereintreten in den gesellschaftlichen I\rbeits ­
prozeß nach Beendigung des Freiheitsentzuges ist 
zu fördern, 
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x. INNERE SICHERHE IT
Eine sicherere 
Si cherhe it . 

Die F.D.P. will d ie in nere Sicherheit ni ch t mit 

Mitte ln des O brigkeits- oder Po li zeistaates sichern . 

FOr liberale ist der Po li zeibeamte kein wi l len loses 

O rgan der Staa tsgewal t, sondern der Partner des um 

seine Sicher heit besorgten Bürgers. Seine Tätigke it 

liegt im Spannungsfeld zwischen dem Auftrag, Sicher ­

heit und Ordnung zu gewährleisten und der indivi ­

due lien Freihei tssphäre des ei nze Inen Bürgers gegen ­

ube r staat lichen EingrifFen. 


Die Bewältigung der vielschich t igen Prob le me der 

inneren Si cherheit erforder t neben der permanenten 

Verbesserung der Organisation der Polizei fundierte 

Ausbi Idung der Pol izeibeamten und verstärkte An­

strengungen im Bereich der sachlichen Aussta ttung 

durch Berei tste' lung entsprechender Hausha Itsmi tte I. 


Organisation 


Die vo llzogene Verstaat lichung de r Polize i dorf nach 

Auffassu ng der F.D.P. nicht nur ein Wechsel des 

Dienstherm se in . Sie hot nach den G ru ndsätzen des 

Sicherheitsprogrammes von Bund und Ländern Schutz­

und Kri minalpo li ze i unter eine Fuhrung gestellt un 

zur Verbesserung des Schutzes der BUrger durch e ine 

neue Po lizeiarganisa t ion in Ba ll ungsgebieten, dem 

verstädterten Umland und in den Landkreisen be ige­

tragen. 


Die F.D.P. fordert, diese Organisatio n weiter a us ­

zubauen. Dabei mu ß gewa hrleiste t sein, daß neben 

der Zentralisierung der Fuhrung der Po lizei im 

In teresse des Bürgers eine deze ntrale, nach polize i ­

taktischen GrUnden vorzusehende Unterbringung in 

personalstärkeren Dienststel len stattfindet. 

Parallel zum Ausbau der Organisation muß die miß­

bräuchliche Inanspr uchnahme der Polize i fUr po lizei­

fremde Aufgaben ( wie etwa den GefangenentransparI 

beendet werden . 
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Noch bessere Aus­ Ausbildung 
bi Idung, 
noch bessere Polizei. Die Ausbildung der Polizei genießt in einer frei­

hei tl ich-demokrati sehen Gese Iischaftsordnung, in 
der sich der Polizeibeamte als Partner des Bürgers 
versteh t, hohen Rang. Sie dient dazu , den Polize i­

m beruF at traktiver zu machen und trägt damit auch 
zur Verbesserung der Persona lsituation bei. 

'1er­
Alle Pol izeibeamte, die während ihrer Schul zeit 

n- ke inen mittleren Bil dungsabschluß erreichten, er­
halten die Möglich keit, neben der po lizeiliche n 
Grundausbi Idung Oll de r Berufsaufbauschu le die 
Fachschulreife zu erwerben. 

e Pol izeibeamte, d ie sich weiter qualiFizieren wa l len 
und nicht das Reifeze ugnis oder einen vergle ich ­
baren Bi Idungsabsch luß haben, so ll en die Fa chhoch­
schu lreiFe an einer Fachoberschule erwerben können. 
Im beruFsthearethischen Tei I sind d ie Fäche r Psycho­
logie, Sozio logie und Pädagogik verstärkt zu be­
achten. 

lach Für den gehobenen Po lize ivo l lzugsdiens t ist die 
Ausbildung an F chhochschu len vorzusehen. 

:les 

Jtz­ Die Ausb i ldungsmöglichkeiten an der Po lizei führungs­
nd akademie für den höheren Polizeivol lzugsdienst 
ine müssen vom hessischen Po lizeibeamten intensi v ge­

nutzt werden. Das Land Hessen soll jedoch lang­
fristig dahinge hend initiat iv werden, daß die Aus­
bildung an der Polizeiführungsokademie als Studie n­
gang an der Un I versl tät MUnster angeboten wird. 

iJS­ Die F. D. P. ver tr i tt die Auffassu ng, daß die Beamten 
oen de s höheren Polizeivollzugsdienst an Hochsch len aus­

:ei ­
gebi Ide t werden so lle.,. 

n Die Fortbildung de r Polizeibeamten ist we iter zu 
verbessern. Sie so II dazu dienen, auf nllen fUr 

liß­ den praktischen Dienst re levanten Gebieten neue 
ze i­ Kenntnisse ohne den Leis tungsdruck von L hrg(:lngen 
lsport zu erwerben. 

Die F.D.P. setzt sich für eine standige Verbesserung 
der personellen Situation der Polizei ein. Sie hdlt 
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die verstärkte Fortfuhrung bereits eingeleiteter Maß­
nahmen der Nachwuchswerbung in Verbindung mit 
Maßnahmen zur Gestaltung der Durchh::lssigkeit der 
Einheitslavfbahn fUr erforderlich. 

Ausstattung 

Der Polizeibeamte kann die ihm obliegenden Auf­
gaben für den Schutz des Burgers nur wirkungsvoll 
wahrnehmen, wenn technische Ausrüstung und 
rtiumliche Voraussetzungen geschaffen sind. 

Die F.D.P. fordert eine versttlrkte Bereitstellung 
von Haushaltsmitteln, um SO ZUgig wie möglich die 
geplanten, anstehenden sowie nöligen Baumaß­
nahmen zu beginnen bzw. fertigzustellen. 
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Moderne Technik 
gegen Kata strophen. 

BRAND · UND ATASTROPHENSCHUTZ 

Die F.D.P. setzt sich fUr einen modernen und wirk­

samen Katastrophenschutz ein. 

Neben Mitteln aus der Feuerschutzsteuer, die zwe ck­

gebunden zur Verfügung stehen I müssen in Zukunft 

stärker als bisher ordentl iche Haushaltsmittel für 

Zwecke des Brand- und Katastrophenschutzes bereit ­

gestellt werden . 


Die systematische Einrichtung von Feuerwehrst-utz­
punkte n ist verstärkt voranzutreiben und durch die 
Verbesserung der Ausrüstung der Feuerwehren bi s 
zur Vollmotorisierung zu ergänzen. 

Ziel dieser Maßnahmen muß zunächst die Sicher­
steIlung des schnellen Einsatzes im örtlichen Be­
reich sein. Darüber hina us so ll durch AusrUstung 
und Ausbildung der Feuerwehr leute sichergestellt 
werden, daß auch überör tl iche Einsatzaufgaben ver­
schiedener Art erfü llt werden können. 

Die technische En twicklung st IIt immer größere An­
forderungen an die Feuerwehren. Die Schulung der 
Fe uerwehrleute muß intensiviert werden, wobe i 
Grund- und Spezia lau sbi Idungen zentra l in der Feuer­
we hrschule und dezen tra l in den Landkre ise n ver­
stärkt und gut abgestimmt angeboten werden müssen, 
um vor allem den Fe uerwehrnac hwuchs zu fördern. 

Der Auf- und Ausbau eines gut runktionierenden 
Nachrichtenwesens muß durch beschleunigte Er­
richtung des integrierten Funknetzes, in dem Be­
hörden und Organisat ionen mi t Sicherheitsaufgaben 
als Funkteilnehmer zusammenarbeiten , abgeschlossen 
werden. 

Die F.D.P. fordert stärker a ls bisher, in Zusammen­
arbeit mit dem Bund die Katastrophenabwehr sicher­
zuste lien. Sie sieht die Grund lage in einem gut 
funktionierenden Alarm- und Warnsystem und in der 
Zusammenarbei t der verschiedenen H i I fsorgan i sationen, 
um gemeinsame Einsätze be i Gefahr zu ermöglichen. 
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Die Planu ng und der Aufbau von Ka tastrophen ­
schutzzentre n ist we iter voranzut re iben, dami t ei n 
einheit liches Instrumentarium der Ge fah renabwehr 
durch aufe inander abges timmte Ausbil dung , ko­
ordinie rte Einsatzlei tung und gemeinsame Nutzung 
de r Fu nkzentrale sobe Id als mög l ieh zur Verfügung 
steh t. 

... 
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ED.I? Landesverband Hessen 
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